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Von »Zukunft« war in den letzten 
Wochen in der Märkischen Ver-

lags- und Druck-Gesellschaft (MVD) 
(Märkische Allgemeine) in Potsdam 
viel die Rede. Der Kauf einer neuen 
Druckmaschine soll den Standort für 
15 bis 20 Jahre erhalten. Man wolle 
»dauerhaft sichere« Arbeitsplätze 
»schaffen«. Dass jetzt im Druckhaus 
der MVD fast 140 Leute beschäftigt 
sind und sich davon bestenfalls 70 
eine längerfristige Perspektive aus-
rechnen dürfen, wurde wie ein Tribut 
an die neue Technik abgehandelt. 
Weil an einer »hochmodernen Druck
maschine weniger Arbeitsplätze ent-
stehen, als wenn man mit einer alten 
Maschine druckt«. Unterm Strich 
bleibt: Arbeitsplatzvernichtung.

Seit 2008 wird in Potsdam über 
eine neue Druckmaschine debattiert. 
Alternativ darüber, die Druckaufträ-
ge u.a. für die Märkische Allgemeine 
auszulagern. Das hat Ängste geschürt 
und Druck aufgebaut, war Spielmas-

se in den Verkaufsverhandlungen, als 
der Madsack-Konzern Anfang 2012 
die Märkische Allgemeine als dritte 
Tageszeitung im Osten zukaufte. 
Nun offeriert man diese Lösung: Eine 

Druckmaschine für etliche Millionen 
werde von einer zum 1. April zu 
gründenden Gesellschaft betrieben. 
Alle jetzt in der MVD-Druckerei Be-
schäftigten sollen per Betriebsüber-
gang dorthin wechseln. Sobald die 
neue Maschine läuft, brauche man 
aber nur noch 18 von bisher 31 Dru-
ckern aus der Rotation, gar keine der 
bislang 21 Helfer. Auch in der Plat-
tenherstellung, im Papierlager, in der 
Materialverwaltung – überall sollen 
Arbeitsplätze eingespart werden, ins-
gesamt fast die Hälfte. 

Mehrheitseigner der neuen Druck
gesellschaft sollen die »Kieler Nach-
richten« werden, an denen Madsack 
Anteile hat. Warum gerade die Kie-
ler in Potsdam 50,1 Prozent und »die 
unternehmerische Führung« über-
nehmen sollen, wissen wohl die 
Steuer- und Unternehmensberater 
des Madsack-Konzerns am besten. 
Immerhin hat man zugesichert, dass 
nach dem Betriebsübergang »keiner 
schlechter bezahlt« werde als bisher. 

Auch der Betriebsrat werde weiter 
für die MVD und die neue Presse-
druck GmbH zuständig bleiben, bei-
de sollen als gemeinsamer Betrieb 
geführt werden. »Es muss plötzlich 
alles ganz schnell gehen«, fühlt sich 
Betriebsratsvorsitzende Karin Wag-
ner angesichts des Zeitlimits unter 
Druck. Denn Beschäftigte und Inte-
ressenvertretung, das wurde auf ei-
ner Betriebsversammlung und in 
mehreren Verhandlungsrunden deut
lich, sehen Regelungsbedarf – ange-

fangen von der künftigen Maschi-
nenbesetzung und den Schicht
plänen bis hin zur Beschäftigungs
sicherung. 

Inzwischen hat die Geschäftsfüh-
rung den längst ausgehandelten Ta-
rifvertrag zur Altersteilzeit unter-
schrieben und den Entwurf einer 
Transfer-Betriebsvereinbarung vorge-

legt. Der Betriebsrat will angesichts 
der Lebensdauer einer neuen Ma-
schine über Beschäftigungssiche-
rung, über Versetzungen der »übrig« 
Bleibenden bzw. deren Weiterbe-
schäftigung verhandeln. Das werde 
schwierig genug: Von 38 kürzlich im 
MVD-Verlagsbereich Gekündigten 
haben bislang ganze vier neue Stel-
len im Konzern gefunden. � neh

Die Maschine kommt, der Mensch geht? Arbeitsplatzvernichtung als zweifelhafter Tribut an die neue Technik in der Potsdamer 
MAZ-Druckerei.� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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Zum Jahresbeginn ist der neue 
Rundfunkbeitrag in Kraft getre-

ten. Seither heißt es für alle: Wer 
wohnt, der zahlt. Auch Unterneh-
men und Einrichtungen sind weiter-
hin beitragspflichtig. Die öffentliche 
Kritik am neuen System ist massiv. 
Aber ist sie auch berechtigt?

Zunächst einmal muss man fest-
halten: Eine Reform der Rundfunk-
finanzierung war überfällig. Wer er-
innert sich nicht an die ständigen 
Diskussionen und Gerichtsverfahren 
darüber, was ein Empfangsgerät ist 
und was nicht. Mit dem neuen Rund-
funkbeitrag herrscht nun endlich 
Klarheit: Beiträge werden jetzt un-
abhängig von Geräten fällig. Denn 
ob Radio, Fernseher, Computer, 
Smartphone oder Tablet – die tech-
nische Entwicklung geht rasant vo-
ran und mit ihr die Konvergenz zwi-
schen den Geräten. Die alte »GEZ-
Fahndung« wird hinfällig. Deshalb 
hat ver.di die Reform von Anfang an 
unterstützt.

Dass nun für jede Wohnung ein 
Rundfunkbeitrag fällig wird, unab-
hängig von einem Gerät, hat erwar-
tungsgemäß einen Sturm der Ent-
rüstung ausgelöst. Dabei galt schon 
bei den »alten« Gebühren, dass 
man nicht für ein konkretes Pro-
gramm zahlt, sondern für den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk im 

Grundsatz. Wer in der Vergangen-
heit ein Empfangsgerät bereithielt, 
wurde damit gebührenpflichtig, 
auch wenn er oder sie beteuerte, 
öffentlich-rechtliches Programm 
nicht zu konsumieren.

Denn der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk ist eine gesamtgesell-

schaftliche Aufgabe. Aus diesem 
Grund zahlen auch Unternehmen 
und öffentliche Einrichtungen Bei-
träge gestaffelt nach ihrer Betriebs-
größe. Dass nun einige Firmen und 

Kommunen vor enormen Mehrbe-
lastungen stehen, ist wahr, aber nur 
das halbe Bild. Für viele Betriebe und 
Einrichtungen ist die Beitragslast 
auch geringer geworden. So zahlen 
Solo-Selbständige, die von zu Hause 
arbeiten, künftig nur noch einen 
Rundfunkbeitrag. Wie bei jedem 

grundlegenden Systemwechsel gibt 
es »Kinderkrankheiten«, die in der 
Praxis angepasst werden müssen. 

Für ver.di galt bei der Reform stets 
der Grundsatz: Der Unternehmens-

anteil an der Rundfunkfinanzierung 
muss auf gleichem Niveau beibehal-
ten werden, damit nicht die Privat-
haushalte einseitig mehrbelastet 
werden. Die aggressiven Lobbykam-
pagnen von Rossmann & Co. sind 
deshalb nicht hinnehmbar. Wer die 
Beitragslast der Wirtschaft senkt, 
muss wissen, dass das Defizit dann 
von den Bürgerinnen und Bürgern 
ausgeglichen werden muss.

Im Übrigen wird in der Berichter-
stattung oft der Eindruck erweckt, 
ARD und ZDF seien für das neue Sys-
tem verantwortlich und wollten sich 
dadurch bereichern. Klar aber ist: Der 
Rundfunkbeitrag wurde von allen 16 
Bundesländern in einem Staatsver-
trag beschlossen. Und alles, was ARD 
und ZDF über ihren Bedarf hinaus 
einnehmen sollten, wird von der zu-
ständigen Kommission zur Ermitt-
lung des Finanzbedarfs (KEF) bei der 
nächsten Beitragsberechnung be-
rücksichtigt.

ARD und ZDF müssen jetzt mehr 
denn je mit ihren Programmen be-
weisen, dass sie ihre Beiträge wert 
sind. Denn ein von der Gemein-
schaft finanzierter Rundfunk lebt 
von der gesellschaftlichen Akzep-
tanz. Ein rein kommerzielles Rund-
funksystem, abhängig allein von der 
Werbewirtschaft, können wir beim 
besten Willen nicht wollen.

Auf ein Wort

Fo
to

: C
hr

. v
. P

ol
en

tz
 / t

ra
ns

it
fo

to
.d

e

Wer  
wohnt, der 

zahlt

Stephan Kolbe,  Koordinator für Medienpolitik 
beim ver.di-Bundesvorstand

Hier könnte Ihre Werbung stehen« 
leuchtet einem im Vorübergehen 

von mancher Plakatfläche entgegen. 
Wer, wie ich, gern die großen Win-
tersportereignisse im Fernsehen ver-
folgt, sieht diesen Hinweis mehr als 
hinreichend umgesetzt. An mancher 
verschneiten Langlaufstrecke, selbst 
(oder gerade) im tiefsten Wald, wer-
den Heizungen angepriesen. Die 
Sportler tragen gleich mehrfach die 
Namen der Sponsoren auf ihren Leib-
chen und halten erschöpft im Ziel 
ihre ebenfalls beschrifteten Ski ins 
Bild. Gerade der Spitzensport hat 
sich wegen der TV-Übertragungen 

zur herausragenden Werbemöglich-
keit gemausert. 

Nun ist das nur ein Gebiet unseres 
Lebens, bei weitem nicht das Wich-
tigste, auf das die grundlegende 
Feststellung des Autors zutrifft: Oh-
ne es zu merken, hat sich die Markt-
wirtschaft zu einer Marktgesellschaft 
gewandelt. Michael Sandel, Profes-
sor an der Harvard-Universität, hat 
zum Beleg alle Bereiche des gesell-
schaftlichen Lebens durchforstet, vor 
allem das der USA. Aber unter den 
Bedingungen eines global agieren-
den Kapitalismus ändert das nichts 
an der Allgemeingültigkeit seiner 
Feststellung, dass die Marktideologie 
in Gebiete eingedrungen ist, die ei-
gentlich jenseits von Mehrwert und 
Profit liegen sollten: Erziehung, Me-
dizin, Kunst, Recht, Familie… Anhand 
einer Vielzahl von Vorgängen fordert 
er auf, die tiefer greifenden Wirkun-
gen zu beachten. Bei mancherlei Bei-
spielen wird dem Leser zu Recht un-
wohl. Im politischen Bereich, wo die 
EU den Emissionshandel für Kohlen-
stoff eingeführt hat, der es Firmen 
gestattet, sich das Recht auf Luftver-

schmutzung mit 13 Euro pro Tonne 
Kohlenstoff zu erkaufen. Im Privat-
bereich, wenn einem kranken oder 
älterem Menschen seine Versiche-
rungspolice abgekauft wird, um im 
möglichst baldigen Todesfall die Aus-
zahlung zu kassieren. Gerade hat ein 
Fernsehmagazin (im ZDF) aufge-
deckt, mit welchen dubiosen Metho-
den mehrere deutsche Krankenver-
sicherungen versuchten, schwer-
kranke, also teure Mitglieder los zu 
werden. Angesichts dessen drängt 
sich die Frage auf nach den Möglich-
keiten, die Märkte auszubremsen, 
um die Gesellschaft vor weiteren mo-
ralischen Schäden zu schützen. In 
den fünf Kapiteln des Buches ist die 
Schädlichkeit von grenzenloser Kom-
merzialisierung unbestreitbar nach-
gewiesen. 

Michael Sandel geht davon aus, 
dass in den 1980er Jahren die hem-
mungslose Ausdehnung der Markt-
wirtschaft und die folgende, bis heu-
te andauernde schwere Krise begann. 
Unter der politischen Wirkung von 
Margaret Thatcher und Ronald 
Reagan konnte sich der Wirtschafts

liberalismus zunehmend etablieren. 
Auf theoretischem Gebiet wurde er 
zum Leitbild vieler Ökonomen und 
Wirtschaftswissenschaftler. Mit deren 
Äußerungen setzt sich Sandel ausei-
nander – in unakademischem Stil, 
jedem Laien verständlich. Er lenkt 
den Blick besonders auf die Stück für 
Stück gewachsenen moralischen Ver-
werfungen. Seiner Meinung nach 
besteht ein besonderer Verlust darin, 
dass die Bereitschaft, sich uneigen-
nützig für das Gemeinwohl einzu-
setzen, verloren gehen kann.

Auch er kann keinen anderen Aus-
weg zeigen, als nachdrücklich als Auf
klärer zu wirken. Und er hält dringend 
geboten, darüber nachzudenken, 
wie weit eine Gesellschaft erstre-
benswert scheint, in der alles käuf-
lich ist. Er schreibt: »Am Ende läuft 
die Frage nach den Märkten auf die 
Frage hinaus, wie wir zusammen le-
ben wollen.«

� Annemarie Görne

Michael J. Sandel: Was man für Geld nicht 
kaufen kann. Die moralischen Grenzen des 
Marktes. Ullstein Buchverlage Berlin, 2012. 
300 Seiten. Gebunden 19,99 Euro. ISBN 
978-3- 550-08026-5. (Auch als E-Book).

Buchtipp

Was man für 

Geld nicht  

kaufen kann
Ullstein Buchverlage 

Berlin 2012
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	� Rundfunkdirektor aus 
Kuba zu Gast

Willkommen, Kollege Luis Mor-
lote Rivas, im ver.di Gewerk-

schaftshaus! Andreas Köhn, Fachbe-
reichsleiter Medien beim Landesbe-
zirk, empfing im Januar den künst-
lerischen Programmdirektor des ku-
banischen Rundfunks und Abgeord-
neten des Parlaments der Nationalen 
Volksversammlung Kubas zu einem 
freundschaftlichen Gedankenaus-
tausch. Rivas, der Berlin anlässlich der 
Rosa-Luxemburg-Konferenz besuch-
te und zu Kulturereignissen weltweit 
unterwegs ist, informierte über die 
bevorstehenden Wahlen und den ge-
sellschaftlichen Umbau in seinem 
Land. Mehr als 400.000 Selbständi-
ge, kleine und mittlere Unternehmer 
zeugen in Kuba bereits von wirt-

schaftlichen Veränderungen. Ihn in-
teressierte u.a. die gewerkschaftliche 
Betreuung Selbständiger. »Wir ge-
ben gern unsere Erfahrungen weiter, 
haben Zusammenarbeit vereinbart«, 
versicherte Köhn. Als Vorsitzender 
der Vereinigung junger Künstler liegt 
dem 37-jährigen Rivas, der auch als 
Direktor der Zeitschrift für Kunst und 
Literatur »Labyrinth« fungiert, die 
Entwicklung junger kubanischer 
Künstler am Herzen, die Unterstüt-
zung beim Vermarkten und ihr Be-
kanntwerden. Auch hier ist ver.di zur 
Erfahrungsvermittlung bereit.� B.E.

Kurzmeldung

Bildende Kunst im Stadtraum« 
zeigte die MedienGalerie bis zum 

8.März. Dabei ging es nicht um Mar-
mor- oder Bronzedenkmäler. Zu se-
hen waren Fotos von Graffiti, die ver-
gänglichen Werke namenloser 
Künstler, deren Werkzeug die Spray-
dose ist. 

ver.di-Kollege Bernd Wagner hat 
Graffiti mit der Kamera im wahrsten 
Sinne des Wortes verewigt. Über die 
Entstehung sagt er: »Anfang der 
1980er Jahre entwickelte sich die 
Stadtmauer auf Westberliner Seite 
zur Teilstrecke für Graffitikünstler 
und Sprayer aller Schattierungen. Die 
meist überdimensionalen Darstellun-
gen zogen Blicke an, auch meine, 
und ich entdeckte ihr künstlerisches 
und anarchisches Potenzial. Auf mei-
nen Streifzügen wanderte und ra-
delte ich erst durch den Westen und 
nach der Maueröffnung auch durch 
die zentralen Stadtteile im Ostteil 
Berlins. Ich beobachtete interessante 
Veränderungen und begann sie fo-
tografisch zu dokumentieren.«

Auf diese Weise ist eine Sammlung 
von nahezu 800 (!) Bildern entstan-
den. Diese bewahrende Arbeit be-
sitzt bleibenden Wert, weil es sich 
um eine vergängliche, oft von baldi-
gem Verschwinden bedrohte Kunst 
handelt. Eine Auswahl von 40 Arbei-
ten ganz unterschiedlicher Themen 
und Techniken zeigte die Galerie. Da 
bedeckt ein Bild eine komplette 
Hauswand – so etwas entsteht sel-
ten ungenehmigt. Dagegen illustriert 
ein anderes den Slogan »Wir bleiben 
alle« – der ursprünglich von der DDR-
Opposition geprägte Satz hat über 

die Jahre eine Sinnwandlung erfah-
ren und den Weg in die Hausbeset-
zer-Szene gefunden. Er wurde sicher-
lich bei Nacht und Nebel gesprayt, 
an eine Hauswand in der Rigaer Stra-
ße in Friedrichshain. 

Fast jedes Bild ist auf andere Art 
originell. Hier ist es ein blaubemütz-
ter Polizist, eine verfremdete Hip-
Hop-Gruppe, das Arbeitsgerät selbst, 
eine Spraydose, dort gibt es barba-
rische Männerporträts oder einen 
giftgrünen Kaktus. Man erfreut sich 
an der Vielfalt von Ideen, Farben und 
Ausführungen, jedenfalls in der Aus-
stellung. Aber auch in der Öffent-
lichkeit?

Da ist die Akzeptanz von Graffiti 
gespalten – Kunst oder Vandalismus? 

Jede frisch gestrichene Hauswand 
bleibt nicht lange jungfräulich, und 
nur wenige Sprayer zeigen sich so 
begabt wie die hier ausgestellten. 
Doch auch manche ihrer Bilder wird 
das Schicksal ereilt haben, nur noch 
als Foto zu existieren. In Deutschland 
werden pro Jahr rund 500 Millionen 
Euro zur Graffiti-Beseitigung aufge-
wendet. Interessante Bilder sind oft 
an Bahnstrecken zu sehen, auf ris-
kante Art entstanden, wie viele Un-
fälle beweisen; erst kürzlich ist wie-
der ein 28-Jähriger beim Sprayen in 
Karow von der S-Bahn erfasst und 
schwer verletzt worden. In der Kö-
penicker Straße prangt seit Jahren 
am hohen Hausgiebel die Losung: 
»Die Grenze verläuft nicht zwischen 
den Völkern, sondern zwischen 
Oben und Unten«. – Je risikoreicher 
das Sprayen, umso größer das An-
sehen in der Szene.

Die in den 1970er Jahren sich mas-
senhaft ausbreitende Bewegung ei-
ner eigentlich uralten Art der Kunst-
äußerung hat rein materiell mit dem 
Aufkommen und dem unkomplizier-
ten Zugriff auf die Spraydose zu tun. 
Einen inhaltlichen Anstoß gab der 
spektakuläre Auftritt das »Sprayers 
von Zürich«, des Kunstprofessors Ha-
rald Naegeli. Noch 1981 erhielt er 
eine neunmonatige Freiheitsstrafe 
für seine Aktivitäten, heute gelten 
seine reizvollen Strichfiguren als 
schützenswert. Unterdessen gibt es 
eine breite Literatur zum Thema, 
auch Filme und Videospiele, und seit 
1991 Ausstellungen von Helsinki bis 
Zürich. Graffiti sind zugehöriger Teil 
der großen Innenstädte geworden 
und dann erfreulich für Betrachter, 
wenn sie von solcher Qualität sind, 
wie viele der in dieser Ausstellung 
gezeigten.� Annemarie Görne

Vergängliche Bilder in der City
Graffiti-Ausstellung in der MedienGalerie

Akzeptanz von Graffiti 

ist gespalten

Grinsekopf – Graffiti in der Stadt verewigt� Foto: Bernd Wagner

Köhn trifft Rivas (links)�
� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Fo
to

: A
nd

re
as

 D
om

m
a

Blende 2012 – die Ergebnisse des von der 
Jungen Welt, der IG Metall Jugend, Bezirk 
Berlin-Brandenburg-Sachsen, der dju Ber­
lin-Brandenburg und der Naturfreunde e.V. 
veranstalteten Fotowettbewerbs fanden 
ein interessiertes Publikum. Zum Ausscheid 
2012 reichten 66 Fotografinnen und Foto­
grafen insgesamt 290 Bilder ein. 27 Arbei­
ten wurden prämiiert. Die Ausstellung in 
der Jungen Welt Ladengalerie in der Tor­
straße 6 lief bis zum 8. März 2013. 

Genau betrachtet
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Geschäftsführung abgelehnt. Zu den 
restlichen Alternativforderungen hat 
sich der Arbeitgeber noch nicht ge-
äußert. Die Verhandlungen zum Ku-
rier, bei dem der Abbau von 13 Stel-
len geplant ist, wurden von der Ar-

beitgeberseite mehrfach verschoben. 
Allerdings gibt es inzwischen eine 
Betriebsvereinbarung Wiedereinstel-
lungsrecht. »Alle Gekündigten aus 
diesen Bereichen können es nutzen«, 
versichert Betriebsratsvorsitzende Re-
nate Gensch. Sollten Abteilungen 
oder einzelne Arbeitsplätze entge-

gen den ursprünglichen Sparplanun-
gen doch erhalten bleiben, können 
Gekündigte und Ausscheidende 
nach dem Freiwilligenmodell ihre 
Vereinbarungen rückabwickeln und 
weiterarbeiten – so sie das wollen. 

»An einer von der Geschäftslei-
tung geplanten Sozialauswahl für die 
Verlagsbereiche beteiligen wir uns 
nicht«, erklärt Renate Gensch für 
den Betriebsrat. Die Arbeitnehmer-
vertreter hoffen noch, dass sich die 
Geschäftsführung in dem einen oder 
anderen Punkt bewegt und noch Ar-
beitsplätze erhalten werden können. 
Denn schon droht die nächste Kün-
digungswelle im Zusammenhang mit 
der Insolvenz und dem Verkauf der 
»Frankfurter Rundschau« (siehe Kas-
ten). � neh

Unser Gesicht nach außen hin, das 
Kundencenter, soll nach den Plä-

nen der Geschäftsführung im Mai 
geschlossen werden...«, kritisierte im 
Januar der Betriebsrat im Berliner Ver
lag und rief zum Protest. Die »Visi
tenkarte« des Hauses und die dort 
arbeitenden vier Kolleginnen sollen 
bleiben, wurde gefordert. Zu einer 
Solidaritätsaktion am 23. Januar ka-
men rund 80 Beschäftigte und brach
ten ihre eigenen Visitenkarten mit. 
Ausgerechnet die Leserbindung zu 
kappen, mache für den Verlag keinen 
Sinn. Ein Lesershop sei auch bei der 
hauptstädtischen Konkurrenz Usus.

Über 40 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Verlagshaus am Alex wer-
den angesichts von angekündigten 
Auslagerungen und Schließungen 
auf das »freiwillige Abfindungsmo-
dell« der Geschäftsführung einge-
hen. Dank des seit August 2012 gel-
tenden Sozialtarifvertrages liegen 
diese Abfindungsangebote nun dort 
deutlich höher. Die angekündigten 
»erheblichen Restrukturierungsmaß-
nahmen« stocken wegen der noch 
laufenden Verhandlungen. Die Inte-
ressenvertretung hatte nach sieben 
Verhandlungsrunden Mitte Februar 
einen eigenen Forderungskatalog zu 
den betroffenen Verlagsbereichen 
– Poststelle, Anzeigenservice, Finanz- 
und Rechnungswesen, Blattplanung 
und Kundencenter – übermittelt. 
Statt der Auslagerung ins Kölner 
Mutterhaus hatte der Betriebsrat bei 
der Blattplanung einen Berliner Brü-
ckenkopf mit zwei bis drei Mitarbei-
tern gefordert, auch beim Rechnungs
wesen sollen mindestens 5 der 10 
Stellen erhalten bleiben, notfalls über 
eine im Sozialtarifvertrag festgeleg-
te Teilzeitregelung. Beides hat die 

B l i c k p u n k t

Demnächst ohne »Visitenkarte«?
Berliner Verlag: Wiedereinstellungsrecht per Betriebsvereinbarung gesichert

Protest mit Karte: Unser Aushängeschild muss bleiben!� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Es geht noch 
schlimmer 

Die Tinte unter den Verträgen zur 
Übernahme der »Frankfurter Rund-
schau« (FR) durch die »Frankfurter 
Allgemeine Zeitung« (FAZ) und die 
Frankfurter Societät GmbH war 
kaum trocken, da droht der nächste 
Personalabbau, diesmal bei der 
»Berliner Zeitung« und der Du-
Mont-Redaktionsgemeinschaft (Re-
Ge). Insgesamt 46 Stellen sollen ge-
strichen werden – wie bereits Ende 
November 2012 von der Geschäfts-
führung des Berliner Verlages ange-
droht, da der von Berlin gelieferte 
gemeinsame Mantelteil von FR und 
»Berliner Zeitung« wegfällt. 
14 Stellen sollen in der Autoren-Re-
Ge mit derzeit 29 Redakteuren 
wegfallen, 32 sollen die Mantelpro-
duktion betreffen, die gemeinsam 
von der sogenannten ReGe II (20 
ehemalige Pauschalisten von Pres-
sedienst Frankfurt und Berliner Zei-
tung, Layouter, Grafiker) und der 
»Berliner Zeitung«, erstellt wird. 
»Worst-Case-Szenario« nennt das 
Betriebsratschefin Renate Gensch. 
Man habe gehofft, dass »den Ge-
sellschaftern Besseres einfällt, um 
Kooperationen fortzuführen und Ar-
beitsplätze zu sichern«. Besonders 
fürchtet die Interessenvertretung, 
dass die »Berliner Zeitung« durch 
weitere Einsparungen beschädigt 
werde: »Dagegen werden wir in 
den bevorstehenden Verhandlun-
gen energisch ankämpfen.«

 
Meldungen

	�� dapd erneut  
insolvent

Anfang März hat sich die Nach-
richtenagentur dapd erneut als 

insolvent erklärt. Das konterkariert 
die Behauptung des im vergangenen 
Jahr neu eingestiegenen Geschäfts-
führers und Investors Ulrich Ende, 
dass dapd weiterhin als Vollagentur 
arbeiten werde. dju-Bundesge-
schäftsführerin Cornelia Haß be-
zeichnet den Umgang mit den Be-
schäftigten als »unfassbar«. Sie hät-
ten angesichts der Verdrehung of-
fensichtlicher Tatsachen das Vertrau-
en in die Geschäftsführung verloren. 
Eine hohe Zahl vorliegender Kündi-
gungsschutzklagen sei bereits auf 

»eklatante Fehler« der vorherigen 
Geschäftsführung zurückzuführen. 
Die neuerliche Insolvenz ginge auf 
eine anscheinend »nie existierende 
Strategie für ein zukunftsfähiges Ge-
schäftsmodell in Verbindung mit zu 
eng kalkuliertem Finanzrahmen« zu-
rück. 

	� Transferagentur für  
die Entlassenen beim 
Abendblatt

Nach einer Klage des Betriebsra-
tes und einer Einigungsstelle 

wurde für die im Herbst Entlassenen 
des »Berliner Abendblattes« nachver
handelt. 23 Festangestellte und Pau-
schalisten der Anzeigenzeitung hat-
ten Anfang November die Schreib-

tische räumen müssen – die komplet
te Redaktion wurde gegen ein exter-
nes Dumping-Team der DuMont-
Tochter MDS Creative ausgetauscht. 
Da die drastische Reduzierung der 
bis dahin 50-köpfigen Belegschaft 
einer »Teilschließung« gleichkäme, 
verlangte die Interessenvertretung 
einen eigenen Sozialplan. Anfang Fe-
bruar wurde er unterzeichnet. Da-
nach sind Abfindungen nach dem 
geltenden Sozialtarifvertrag des Ber-
liner Verlages zu zahlen. Zusätzlich 
wird ein Budget von 45 000 Euro für 
Transfermaßnahmen zur Verfügung 
gestellt, die der Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt dienen sollen. 15 Be-
troffene hatten darauf Anspruch, elf 
entschieden sich dafür. Die Weiter-
bildungen werden von der Agentur 
für Arbeit kofinanziert. � neh

Weg zum Weiterarbeiten 

wird offen gehalten
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Immer noch lockt die Filmbranche 
mit Glitzer und Glamour. Aber die 

Arbeitsbedingungen hinter den Kulis
sen sind hart, die Honorare reichen 
teilweise weder für die soziale Absi-
cherung noch die Ernährung einer 
Familie. Oft ist der Alltag eher grau als 
glitzernd. Die Berlinale bot der ver.di 
FilmUnion den Rahmen, mit einer 
gut besetzten Podiumsdiskussion die 
Situation unter die Lupe zu nehmen. 

Mit einer Bestandsaufnahme läu-
tet Moderatorin Maike Rademaker 
die Runde ein. Stefan Nowak, freier 
Kameramann und Vorstandsmitglied 
der ver.di FilmUnion, schildert seinen 
Alltag: Er drehe im non-fiktionalen 
Bereich für Reportagen, Dokumen-
tationen und Wissenschaftsmaga
zine. Die Honorare dafür seien seit 
20 Jahren gleich geblieben, was für 
ihn einen »gefühlten Kaufkraftver-
lust von 50 Prozent« bedeute. Wenn 
mal kein Job kommt, müsse er vom 
Eingemachten leben. Der Kamera-
mann erklärt sein Geschäft: Verge-
ben Produzenten einen Auftrag, bie-
ten sie dafür ein bestimmtes Hono-
rar. Dafür müsse er aber nicht nur 
drehen, sondern auch recherchieren, 
eine Kamera besorgen und den 
scheinselbständigen Kameraassisten
ten bezahlen. Die Produzenten zahl-
ten anstelle von Tagessätzen immer 
öfter Pauschalen. Spielt etwa das 

Wetter nicht mit, werde nicht nach-
budgetiert. Für die Probleme macht 
Nowak vor allem die sinkenden Bud-
getierungen der Sender verantwort-
lich; die Honorarkosten im non-fik-
tionalen Bereich seien seit 2000 um 
20 Prozent gesunken. »Meine Arbeit 
ist nichts mehr wert«, lautet Nowaks 
bitteres Fazit.

Hart umkämpfter Markt

Die Produzentenallianz unterstützt 
über 200 Produzenten beispielswei-
se bei Tarifverhandlungen. Alexander 
Thies, selbst Produzent, ist ihr Ge-
schäftsführer. Die Mehrheit der Pro-
duzenten bekenne sich zu ihrer Ver-
antwortung und halte sich an tarif-
liche Bedingungen. Auch Thies klagt 
über sinkende Budgets. Dass die Al-
lianz 2008 gegründet wurde, habe 
auch mit zunehmendem Druck zu 
tun. Die gesellschaftliche Bedeutung 
des Films spiegle sich in der finanzi-
ellen Wertschätzung durch Sender 
und Filmförderung nicht wider. Zu-
dem drängten Jahr für Jahr neue Pro-
duktionsfirmen auf den Markt und 
verschärften den Wettbewerb. Die 
Produzentenallianz sei eine »Notge-
meinschaft der Produzenten, um zu 
sichern, dass sie wenigstens selbst 
auf ihre Rente kommen.«

Regina Ziegler, Chefin von Ziegler 
Film, hat mehr als 500 Kino- und 
Fernsehfilme produziert: »Wir haben 
gelernt, mit dem Tarifvertrag zu le-
ben und halten ihn ein.« Allerdings 
seien viele Kollegen aus den Berei-
chen Regie, Kamera, Drehbuch, 
Schauspiel und Ausstattung gar nicht 
bereit, nach Tarif zu arbeiten, son-
dern hätten deutlich andere Vorstel-
lungen. Knappe Budgets und die 
Notwendigkeit, professionell arbei-

tende Teams zu beschäftigen, zwän-
gen die Produzenten in ein Korsett: 
Öffentlich-rechtliche Sender würden 
für einen 90-Minüter 1,3 bis 1,4 Mil-
lionen Euro zahlen, womit man 20 
bis 21 Tage drehen könne. Werden 
die Teams nicht fertig, erfolge keine 
Budgetanpassung. Nichts sei schlim-
mer als Drehverzögerungen und 
Überstunden, deren Kosten letztlich 
die Produzenten tragen müssen. 

Für ver.di-Tarifsekretär Matthias von 
Fintel kann filmische Qualität nur von 
Profis geleistet werden, die öffent-
lich-rechtlichen Sender sollten darauf 
mehr achten. Der Preis für Qualität 
müsse sich in der Gage abbilden, Ta-
rifverträge spielten dabei eine wich-
tige Rolle. Leider wisse ver.di nicht, 
welche Firmen Tarif zahlen. Auch die 
Produzentenallianz mache dies nicht 
transparent, lasse Mitglieder ohne 
Tarifbindung zu. Laut Produzenten-
studie seien aufgrund regelmäßiger 
Tariferhöhungen die Personalkosten 
für Kino und TV von 2000 bis 2012 
moderat gestiegen. Im non-fiktiona-
len Bereich jedoch verhindere kein 
Tarifvertrag das Durchschlagen von 
Budgetsenkungen auf die Honorare 

Menschen machen den Film
Podiumsdiskussion der ver.di FilmUnion über die Arbeitsbedingungen am Set 

Keine Klagemauer : von Fintel, Ziegler, Rademaker, Nowak, Krüger-Leißner und Thies (v.l.n.r.) diskutierten� Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

– Beleg für das Gewicht von Tarifver-
trägen.

Welche Auswege gibt es? »Ich bin 
nicht an der Klagemauer«, sagt Re-
gina Ziegler, »ich suche Lösungen.« 
Wenn sich die Sender darauf einlas-
sen, gehe sie Kooperationen ein – im 
Falle des Streifens »Die Holzbaronin« 
etwa mit dem ZDF und dem ORF. Mit 
Auslandsdrehs ließen sich Steuern 
sparen. Oder das Geld werde über 
DVD-Rechte in die Kasse gespült: So 
komme die Serie »Weißensee« erst 
im Herbst ins Fernsehen, aber schon 
im März als DVD in den Handel.

Silberstreifen am 
Horizont?
Angelika Krüger-Leißner, medienpo-
litische Sprecherin der SPD, hofft auf 
die anstehende Novellierung des 
Filmfördergesetzes. An die Mittelver-
gabe sollten Bedingungen – etwa die 
Einhaltung von Tarifen und Stan-
dards – geknüpft werden. Zwar ste-
he schon seit 2009 im Gesetz, dass 
Filmförderanstalten die Belange der 
Filmwirtschaft und der Beschäftigten 
unterstützen sollen. »Das Signal wur-
de aber nicht von jedem Produzen-
ten gehört.« In der Novellierung 
müsse man daher deutlicher werden. 

Stefan Nowak schließlich wünscht 
sich besser kalkulierte Budgets, in 
denen die Honorierung zweckge-
bunden festgeschrieben ist. Dass in 
dieser Hinsicht mehr geht, zeigt der 
»Hoffnungsschimmer« – ein nicht 
dotierter Preis für unter besonders 
fairen Bedingungen produzierte Fil-
me. Während der Berlinale wurde er 
zum dritten Mal verliehen, an den 
im Januar von der ARD ausgestrahl-
ten Polizeiruf 110 »Fischerkrieg«.

Ute Christina Bauer
Angefragt und nachgehakt

Festivalatmosphäre � Foto: Ute Bauer
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Generation Praktikum – seit Jah-
ren symbolisiert das Schlagwort 

die prekäre Situation von Jugendli-
chen beim Einstieg in den Beruf. 
Auch die dju in ver.di greift immer 
wieder Praktikumsbedingungen und 
Versuche auf, endlich faire Bedin-
gungen zu schaffen. Bereits 2008 
stellte sie Richtlinien für ein gutes 
Praktikum vor – auch für Arbeitge-
ber, um ein möglichst effektives Ar-
beitsverhältnis zu schaffen. 2009 gar 
gab es einen »Praktikantenstreik«. 
Was jedoch hat sich seit dem Beginn 
der Praktika-Offensive getan? Eine 
Praxiserkundung soll es zeigen. 

Für viele Studenten ist ein Prakti-
kum unerlässlich. Mediale Studien-
gänge schreiben ein Pflichtpraktikum 
vor. Außerdem lassen sich eigene Fä-
higkeiten ausprobieren. Bleibt nur 
die Frage: Wo? Faire Arbeitsbedingun
gen werden leider nicht deutlich aus-
gewiesen. Wenn man tatsächlich ei-
nen Praktikumsplatz haben will, darf 
man nicht wählerisch sein. Am bes-
ten direkt überall bewerben. Vor al-
len Dingen rechtzeitig! Manche gro-
ße Medienkonzerne verlangen  eine 
Bewerbung mindestens sechs Mo-
nate vor dem gewünschten Beginn. 

Erfahrungsgemäß bekommt man 
nur auf gut die Hälfte aller Bewer-
bungen überhaupt eine Antwort – 
und fast ausschließlich negative. Fa-
vorisiert werden Bewerber genom-
men, die schon reichlich Erfahrung 
mitbringen und als vollwertige Ar-
beitskräfte einsetzbar sind. Deshalb 
kann man ohne einen Stapel Refe-
renzen nur auf das Glück hoffen. 
Sollte man zu den Glücklichen mit 
positiver Antwort gehören, bleibt of-

fen, ob man in seinem Wunschres-
sort eingesetzt wird. So bewirbt man 
sich für den Lokalteil der »Berliner 
Zeitung« und landet bei der Om-
budsredaktion. In meinem Fall lag es 
daran, dass die Bewerbung irgend-
wo verloren gegangen war und so 
der Praktikumsplatz anders organi-
siert werden musste. 

Aber ich hatte Glück, die Kollegin-
nen und Kollegen sind nett und die 
Arbeit mit den Lesern macht fast im-
mer Spaß. Traurig machte mich, 
nicht in andere Redaktionen hinein-
schnuppern zu können. Zwar lernt 
man viel innerhalb des eigenen Wir-
kungskreises, der Überblick über ei-

ne Tageszeitung bleibt jedoch aus. 
Dementsprechend fehlen auch Be-
suche von Veranstaltungen, Presse-
konferenzen und das Schreiben von 
längeren Artikeln, denn viel Platz ist 
im Leserforum einfach nicht vorge-
sehen. Damit ist die erste Richtlinie 
der dju schon einmal nicht erfüllt, 
denn eigentlich ist das Durchlaufen 
verschiedener redaktioneller Berei-
che ein absolutes Muss. Hier war es 
unmöglich, da man keinen Platz und 
auch keine Zeit für Praktikantenbe-
treuung hatte.

Wie die meisten Praktika sind auch 
die bei der »Berliner Zeitung« unbe-
zahlt, allerdings bekommt man Zei-
lengeld. Da man als Praktikant nur 
den halben Zeilensatz bezahlt be-
kommt, also pro zwei Zeilen 1,40 

Euro, wird man dabei auf keinen Fall 
reich. Erschwert wird Geldverdienen 
noch durch sehr kleine Artikel, da 
kein Platz vorhanden ist und der Du-
Mont Verlag seine Blätter ohnehin 
immer weiter einkürzt. Zweite trau-
rige Erkenntnis: Leistungsgerechte 
Vergütung sieht anders aus! 

Etwas anders laufen Praktika in 
den Lokalredaktionen von Axel Sprin
ger ab. Bei einem Praktikum bei der 
»B.Z.« wurde Studentin Susanna H. 
voll in den redaktionellen Ablauf ein-
gebunden und konnte verschiedene 
Seiten der journalistischen Tätigkeit 
kennenlernen. Sie bekam verschie-
dene Veranstaltungen zugewiesen, 
wozu sie Artikel schrieb. Die Vergü-
tung ähnelt dem System der »Berli-
ner Zeitung«, wird jedoch durch die 
vielen Erlebnisse zumindest minimal 
aufgewogen. Das Spektrum der Ver-
anstaltungen ist weit gefächert: 
Praktikanten gehen zu Eröffnungen, 
Kino-Previews oder Vernissagen. Sie 
besuchen Berliner Läden oder führen 

Produkttests durch. Auch kleine In-
terviews mit Prominenten und Res-
taurantkritiken sind Bestandteil des 
journalistischen Tagesablaufs. Klarer 
Vorteil sind die vielen Referenzen, die 
gesammelt werden und die als Ar-
beitsproben die nächste Bewerbung 
erleichtern.

Praktikant Martin G. machte bei 
»Die Welt« in punkto Tagesablauf 
fast identische Erfahrungen. In der 
Lokalredaktion wurde ihm sofort ein 
fester Rhythmus vorgegeben, der 
den Besuch diverser Veranstaltungen 
und Pressekonferenzen, ausgiebige 
Recherchen mit anschließendem Ver-
fassen des Artikels vorsah. Der ähn-
liche Ablauf mag am Gesamtkonzept 
der Praktikantenausbildung von Axel 
Springer liegen. Von Vorteil ist, dass 
die Praktikanten in unterschiedlichen 
Bereichen geschult werden. Zwar be-
kamen die Praktikanten der Springer 
AG – wie auch ich bei der Berliner 
Zeitung – ein Zeugnis über die er-
brachten Leistungen; eine Zwischen-
bewertung nach der Hälfte des Prak-
tikums fehlte jedoch bei allen. Sprin-
ger aber scheint es zumindest ver-
standen zu haben, dass das Durch-
laufen verschiedener Ressorts einen 
essenziellen Teil des journalistischen 
Praktikums darstellt. 

Bei allen drei Beispielen – und zahl-
reiche weitere wären zu finden 

– tritt die Problematik der von ver.di 
immer wieder hinterfragten Gene-
ration Praktikum zu Tage. Praktikan-
ten übernehmen vollwertige Arbei-
ten, werden aber nicht nach ihren 
Kenntnissen, Fähigkeiten und Be-
dürfnissen behandelt. Selbst das we-
nige Honorar entspricht nur dem hal-
ben Zeilengeld. Eine Pauschalvergü-
tung gibt es nicht. Dieser prekäre 
Zustand ändert sich auch nicht, 
wenn Praktikanten bereits ein abge-
schlossenes Studium haben und den 
Einsatz als Berufseinstieg oder Refe-
renzmaßnahme absolvieren. Trotz 
beendeter Ausbildung und gleich-
wertiger Arbeit wie Festangestellte 
werden sie nur spärlich entlohnt. Ein 
gesicherter Arbeitsplatz mit unbefris-
tetem Vertrag rückt damit in weite 
Ferne, selbst wenn das die Hoffnung 
nach erfolgreichem Praktikum war.
Die geschilderten Praktikumserfah-
rungen zeigen deutlich, was weiter-
hin fehlt: faire Praktikumsverträge, 
von denen nicht nur der Arbeitgeber 
einen Vorteil hat, und anschließende 
Möglichkeiten der Übernahme. Dafür 
scheinen die meisten Printmedien 
nach wie vor weder Interesse noch 
finanzielle Ressourcen aufbringen zu 
können. � Julia Heise

B e r i c h t e

Wanted: ein gutes Praktikum!
Praxiserprobung in den Medien noch längst nicht unter fairen Bedingungen 

Vollwertiges arbeiten, 

spärliche Entlohnung

»Praktikantenstreik« 2009 – bis heute ist ihre Lage prekär.� Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Traum vom tollen Arbeitsplatz
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Da hatte einer eine Idee. In die-
sem Fall war es Peter Asmussen, 

ein aktiver Kollege mit sprachlich un-
verkennbar Kölner Herkunft, Mit-
glied im Senioren-Vorstand unseres 
Fachbereichs Berlin-Branden-
burg. Er meinte, dass eine 
Zeitung für die Kolleginnen 
und Kollegen gut täte, die 
trotz Alters sich nicht zum 
alten Eisen rechnen. Als er 
seine Vorstellung zum ers-
ten Mal in der Vorstandsrunde 
vortrug, waren alle überrascht, 
nicht gerade begeistert, eher skep-
tisch – eben die normale Reaktion. 
Aber der hartnäckige Asmussen lie-
ferte als nächstes einen Entwurf mit 
Blindtext, eine Diskussion kam in 
Gang, und nach weiteren Runden 
und Überarbeitungen einer Nullnum-
mer nahm das Kind Gesicht an, be-
kam einen Namen, der die Absichten 
ausdrückt: Die Querköppe.

Das Blatt soll den Älteren eine 
Stimme geben, unkonventionell sein, 
Meinungen weitertragen, die auch 
mal gegen den offiziellen Strich ge-
bürstet sein können. Die Macher 

wollen sich auch das Recht nehmen, 
sich quer zu stellen, zur offiziellen 
Politik ebenso wie zu den eigenen 
Leitungsgremien, wenn es not tut. 

Das erklärt wichtigs-
te Ziel ist aber, 

auf die Möglichkeiten der ei-
genen Aktivität nach Beginn der an-
geblichen Altersruhe hinzuweisen. 
»Viele KollegInnen verlassen mit 

dem Eintritt in den Ruhestand die 
Gewerkschaft. Sie glauben, sie sei 
nun überflüssig oder der Beitrag sei 
zu hoch. Wir glauben weder das ei-
ne noch das andere und wollen mit 
dieser Zeitung zum Bleiben animie-

ren und unsere Arbeit und Aktivitä-
ten bekannter machen«, ist zu lesen. 
Aus eigener Erfahrung wissen die 
Autoren, dass die heutigen Alten gar 
nicht geeignet sind, sich in die eige-
nen vier Wände zurück zu ziehen. 

Seit dem 1. Febuar 
steht die erste Ausga-
be im Internet, abruf-
bar unter dem leider 
umständlichen Titel 

http://medien-kunst-in-
dustrie.bb.verdi.de/seniorin-

nen.zeitung. Da wäre Vereinfachung 
wünschenswert. Wer die sechs Sei-
ten aufmerksam durchliest merkt 
schnell, dass noch manches verbes-
serungswürdig ist. Vor allem fehlt ein 
Stück zum eigenen Anspruch, quer-
köpfig zu sein. Aber auch da ist aller 
Anfang schwer. Die Kolleginnen und 
Kollegen sind sich dessen nicht nur 
bewusst, sondern hoffen auf kriti-
sche Hinweise und Anregungen der 
Leser. An der nächsten Ausgabe wird 
längst unverdrossen gearbeitet, denn 
ihr Erscheinen ist für den 1. Mai ver-
sprochen.

Annemarie Görne

Querköppe erheben ihre Stimme
Ein neues Blatt am ver.di-Baum

Die Querköpfigen freuen  

sich auf Resonanz

ihre Rechte kennen und einzufordern 
lernten.

Seiner Hartnäckigkeit und seinem 
Verhandlungsgeschick ist maßgeb-
lich zu danken, dass 1992 Tarifver-
handlungen und Streik bei der Ber-
liner Zeitung in einen Haustarif mün-
deten, der den Redakteurs-Flächen-
tarifvertrag (Mantel) voll übernahm 

und bis heute gilt. Peter gehörte dem 
Hauptvorstand der im April 1989 
neu gegründeten IG Medien an, bis 
diese 2001 in ver.di aufging. Im Ber-
liner Landesbezirksvorstand kämpf-
te er für die Interessen der neuen 
Mitglieder – geradezu und nicht im-
mer einfach für seine Mitstreiter. Er 
wollte eine Gewerkschaft mit erwei-
tertem politischem und kulturellem 
Mandat, wehrte sich gegen »Bünd-
nisse mit der Gegenseite«.

Als Peter sich vor einigen Jahren 
aus ver.di-Funktionen – im Zorn – zu
rückzog, widmete er sich Aufgaben 
im Kiez. Wir hörten von ihm als ei-
nem der Initiatoren des Kampfes um 
den Erhalt der Tucholsky-Bibliothek 
im Bötzowviertel. Und im vergange-
nen Jahr verschaffte er den Besetzern 
der Senioren-Freizeitstätte in der 
Pankower Stillen Straße Öffentlich-
keit. Sein Einsatz sorgte mit dafür, 
dass der Treffpunkt erhalten blieb.

Peter starb einen Monat vor sei-
nem 65. Geburtstag.

� Constanze Lindemann

Peter war ein überzeugter Gewerk-
schafter. Für seine Auffassungen 

stritt er mit Leidenschaft und Aus-
dauer. Wer ihn kannte, behält seine 
dunkle, oft polternde, bis zum Schluss 
bayrisch gefärbte Stimme im Ohr. Re-
den konnte man mit ihm über nahe-
zu alles, über Politik und Kultur, über 
Gott und die Welt. Aus München 
»der Liebe wegen« in die DDR rei-
send, gehörte er zu den nicht eben 
zahlreichen Bundesbürgern, die auch 
da arbeiteten und blieben. Bei der 
Berliner Zeitung beschäftigt, kam er 
mit dem Fall der Mauer 1989 unver-
mutet wieder im Westen an und er-
lebte im Berliner Verlag – gekauft von 
Gruner + Jahr – den Einzug des »re-
al existierenden« Kapitalismus. Als 
politisch denkender, kluger Kopf 
wurde er in den Betriebsrat und zum 
Vorsitzenden gewählt. Dank seiner 
»Westerfahrungen« konnte er in den 
existenziellen Auseinandersetzungen 
beim Prozess der Privatisierung und 
Schließung von Medien dazu beitra-
gen, dass Kolleginnen und Kollegen 

Streitbar und immer geradezu
Erinnerung an Peter Venus, der am 15. Januar 2013 gestorben ist

Peter Venus� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

	�� »B.Z.« Tagespauschalen 
gekürzt

Seit März hat Springer die Tages-
pauschalen für freie Journalisten, 

Fotografen, Fotoredakteure und Lay-
outer beim Boulevardblatt »B.Z«. um 
zehn Prozent reduziert. Angesichts 
der Ausdünnung von Stammbeleg-
schaften und Verlagerung von Arbeit 
auf »billige Freiberufler« kritisiert An-
dreas Köhn, ver.di Landesfachbe-
reichsleiter Medien, dass zur Kosten
einsparung ausgerechnet die Entgel-
te dieser am wenigsten geschützten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ge-
kürzt werden. Stattdessen sollten die 
Pauschalen zumindest um die Infla-
tionsrate angehoben werden.

	�� Plakatwettbewerb  
in Cottbus

Vom 5. bis 7. Juni 2013 findet in 
Cottbus eine internationale Kon

ferenz »Human Law – Zusammenle-
ben und Innere Sicherheit im Zeital-
ter der globalen Gesellschaft« statt. 
Bei der Veranstaltung in der Techni-
schen Universität, einer der Schirm-
herren ist Oberbürgermeister Frank 
Szymanski, soll ein breites Spektrum 
an Teilnehmern aus der Zivilgesell-
schaft – Schüler, Eltern und Lehrer, 
Politiker, Ärzte, Philosophen, Juris-
ten, Künstler, Unternehmer und Ge-
werkschafter – Ideen debattieren, 
wie man »gemeinsam fit für Europa 
und eine globale Gesellschaft« wer-
den kann. Im Vorfeld startet ein Pla-
katwettbewerb. Interessierte aller Al-
tersgruppen sind aufgerufen, ihre 
Assoziationen bildlich umzusetzen. 
Thema sind die 21 Regeln des »Hu-
man Law«, der globalen Rechtspä-
dagogik, jeweils eine Regel soll aus-
gewählt und grafisch auf A3-Format 
umgesetzt werden. »Alle Gestaltungs
mittel sind erlaubt: Kleben, Malen, 
Fotografieren, Collagen oder Schrift«, 
erläutert ver.di-Kollegin Petra Just, 
die im ehrenamtlichen Vorbereitungs
stab den Wettbewerb initiierte. Sie 
erhofft sich eine breitere Auseinan-
dersetzung mit dem Thema – salopp 
»von der Spaßgesellschaft zu einer 
globalen Rechts- und Verantwor-
tungsgesellschaft« umschrieben. 
Eine Jury befindet über die besten 
Umsetzungen.
Alle Regeln unter: www.afrr.de. Einsende-
schluss: 30. April 2013. An: Kongress Büro 
Human-Law, Stadtverwaltung Cottbus, 
Neumarkt 5, 03046 Cottbus, www.human-
law-2013.de, www.hasseln.de

Kurzmeldungen



s p r a c h r o h r 1  |  138 6 0  J a h r e

Täglich lädt mit »Witajśo do nas – Sei-
en Sie herzlich gegrüßt!« das rbb-

Funkhaus in Cottbus und das mdr-Studio 
in Bautzen sorbischsprachige Hörerinnen 
und Hörer zum Einschalten ein. Seit sechs 
Jahrzehnten gibt es diesen Rundfunk für 
eine nationale Minderheit, werden Sen-
dungen für die in der Lausitz, im Spree-

wald und seiner Um-
gebung beheimate
ten Sorben ausge-
strahlt. Auch am 22. 
März 2013 erklingt 
die traditionelle Be-
grüßungsformel – 
genau an diesem Tag 
begeht der Sorbische 
Rundfunk seinen 60. 
Geburtstag. 

Am Vorabend des 
5. Jahrestages des Gesetzes zur Wah-
rung der Rechte der sorbischen Bevöl-
kerung begannen die regelmäßigen Sen-
dungen. Zwar gab es zuvor schon sor-
bische Sendungen – allerdings nicht 
kontinuierlich. Deshalb entschloss sich 
das Staatliche Rundfunkkomitee der 
DDR – auch auf Drängen der Domowi-
na, der sorbischen Interessenvertretung 
– ein ständiges sorbisches Radio zu grün-
den. 1952/53 wurde ein Studio in Gör-
litz eingerichtet. Schwierig war, auch 
sorbisch sprechende Journalisten zu fin-
den. Beim DDR-Rundfunk gab es nur 
einen: Klaus Hemmo vom Deutschland-
sender, der aus Krauschwitz/ Krušwica 
stammte. Er wurde erster Leiter des Stu-
dios. Drei weitere Mitarbeiter mussten 
sich zunächst mit der Rundfunkarbeit 
vertraut machen. 

Mühsam waren die Anfänge. 70 Mi-
nuten betrug die wöchentliche Sendezeit, 
ausschließlich in obersorbischer Sprache. 
Ein als Übertragungswagen umgebauter 
HORCH-Bus fuhr in sorbische Siedlungs-
gebiete zu Reportagen; sorbische Mu-
sikaufnahmen waren so gut wie nicht 
vorhanden. Musikredakteur Jan Bulank 

sah sich in der Lausitz nach geeigneter 
Musik um. Das damals beliebte »Grenz-
land-Tanzorchester« wurde für die ersten 
Musikproduktionen gewonnen, dazu 
Solisten. Weitere Gruppen bereicherten 
das Archiv mit sorbischer Musik. 1957 
waren die ersten 100 Titel produziert. 

Neben der aktuellen Berichterstattung 
wagte sich die Redaktion an Hörspiele. 
Da das Studio in Görlitz nicht im sorbischen 
Siedlungsgebiet liegt, entschloss sich die 
Leitung des DDR-Rundfunks, die sorbische 
Redaktion nach Cottbus zu verlagern 
und Radio DDR anzugliedern. Schrittweise 
wurde die Sendezeit verlängert; zweistün
dige Sonntagssendungen kamen hinzu. 

Ungeachtet steter politischer Einfluss-
nahme hat sich der sorbische Hörfunk 
von 1953 bis 1989 große Verdienste um 
die sorbische Sprache, Kultur und Kunst 
erworben. In dieser Zeit wurden mehr 
als 4.000 Titel sorbischer Musik aller 
Genres produziert, über 100 Hörspiele 
und Dokumentationen. In den 1980er 
Jahren bemühte sich die Redaktion um 
ein weiteres Studio in Bautzen – dem 
Zentrum der sorbischen Volksgruppe. 
Seit Oktober 1989 sendet das Sorbische 
Studio Bautzen (Serbski rozhlós/mdr) an 
Werktagen ein dreistündiges Frühpro-
gramm in obersorbischer Sprache. Die 

einstündige Mittagssendung aus dem 
Studio Cottbus in niedersorbischer Spra-
che wird für die Oberlausitz übernom-
men und abends wiederholt. Am Mon-
tagabend gibt es Hörfunk für die sorbi-
sche Jugend und nach wie vor sonntags 
drei Stunden zur Mittagszeit für die gan-
ze Familie. Das auf Kultur orientierte An-
gebot umfasst u.a. Hörspiele, Literatur 
und spezielle Musik. Dazu kommen seit 
einigen Jahren Fernsehsendungen in 
obersorbischer Sprache.

Der Sorbische Rundfunk hat viele An-
strengungen unternommen, sorbische 
Musik zu fördern. Die Eigenproduktio-
nen reichen von Kinderliedern, Volksmu-
sik, Tanz- und Unterhaltungsmusik bis 
zu konzertanten Stücken, Sinfonien und 
Oratorien. Regelmäßig finden »rbb-Kon-
zerte sorbischer Musik mit jungen Künst-
lern« in Cottbus und Umgebung statt, 
die großen Zuspruch nicht nur bei den 

sorbisch sprechenden Lausitzern finden. 
Die Sendungen spiegeln Kommunales, 
Entwicklungen der Landwirtschaft, kul-
turelles Leben und Geschichtliches wi-
der. Wertvoll ist das sorbisch-wendische 
Tonbandarchiv im Funkhaus Cottbus mit 
Aufzeichnungen über das sorbische po-
litische, gesellschaftliche und kulturelle 
Leben, mit einmaligen Dokumentatio-
nen der Geschichte und Entwicklung. 

Die Frage, ob sorbische Kultur und 
Sprache eine Zukunft haben, ist ein im-
mer wieder diskutiertes Thema. Vor 50 
Jahren ging die Statistik davon aus, dass 
etwa 100.000 Sorben in der Lausitz le-
ben; heute könnten es noch 60.000 bis 
70.000 sein. Immer weniger junge Sor-
ben in der Niederlausitz und im Spreewald 
verstehen und sprechen ihre Sprache. Vie
le haben ihre Heimat verlassen; der Braun
kohleabbau ließ sorbische Dörfer ver-
schwinden und bedroht weitere. 

Die ältere sorbische Generation in der 
Niederlausitz hat es wohl auch versäumt, 
ihre Sprache weiterzugeben. Trotz inten
siver Sprachförderung in Kindergärten, 
Schulen und anderen Einrichtungen geht 
die westslawische Sprache zurück. 

In der Oberlausitz sieht es etwas bes-
ser aus. Kultur und Brauchtum werden 
sich wohl erhalten. Andererseits emp-

fangen sorbische junge Menschen nun 
den Sorbischen Rundfunk über das In-
ternet. Zuschriften an die Redaktion z.B. 
aus Kanada bestätigen das. 

All das sind gute Gründe, das außer-
gewöhnliche Jubiläum in der deutschen 
Rundfunklandschaft in diesen Märzta-
gen 2013 gebührend zu würdigen und 
zu feiern.�  Wolfhard Besser

Witajśo do nas
60 Jahre Rundfunk für eine 
nationale Minderheit

Zeittafel 
Sorbischer 
Rundfunk Fo
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1945  Sendungen in sorbischer 
Sprache im Prager Rundfunk

1948  Sachsen beschließt »Gesetz 
zur Erhaltung der Rechte des 
sorbischen Volkes.«

Schriftsteller Jurij Brezan verhandelt 
mit mdr über sorbische Rund-
funksendungen 

Sender Dresden sendet erste 15 Mi-
nuten in sorbischer Sprache; bis 
1952 jeweils sonntags, Leitung: 
Jurij Brezan

1950  Sender Potsdam gestaltet 
die ersten Programme in nie-
dersorbischer Sprache.

Brandenburger Landtag verabschie-

det »Gesetz zur Erhaltung der 
Rechte des sorbischen Volkes« 

1952  Das Staatliche Rundfunkko-
mitee gründet »Sorbische Re-
daktion« in Berlin. Leiter wird 
Klaus Hemmo. Alle zwei Wochen 
produziert die Redaktion eine 
20-minütige Sendung in Dresden.

1953  Erste sorbische Sendung 
aus dem neuen Studio Görlitz

1954  Sendezeit von 70 auf 90 Mi-
nuten verlängert.

1956  Wöchentlich 20-minütige 
Sendung in niedersorbischer 
Sprache aus dem Funkhaus 
Cottbus 

Lebendige Sendungen, 

einmalige Dokumentationen

1953

1953
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Ist das sorbische Programm anders 
als deutschsprachige Sendungen?
Marion Stensel: Es ist ein Programm 
für Hörer, die die sorbische/wendische 
Sprache verstehen. Für nationale Minder
heiten ist Medienpräsenz eine Überlebens
frage. Die Sprache ist nun mal das wichtig
ste Merkmal ethnischer Identifikation. 
Damit aber ist die Breitenwirkung einge
grenzt. Wer unser Programm einschaltet, 
tut dies bewusst. Deshalb hat ein Sprach
minderheitenprogramm andere Gesetze 
zu befolgen. Der Informationsgehalt unse
rer Sendungen muss höher sein. Sie ent
halten ausführlichere und substanzielle-
re, erklärende und sprachbildende Wort-
beiträge. Vor allem sind sie keine Über-
setzung deutscher Programme. Unsere 
Hörer sind zweisprachig, sprechen min-
destens sorbisch und deutsch, können 
aktuelle Informationen über alle Kanäle 
bekommen. Wozu also deutsche Sen-
dungen übersetzen? Wir behandeln »sor
bische Themen«, berichten über das, 
was in der zweisprachigen Lausitz, im 
Land und in der Welt passiert und das 
Leben der Sorben/Wenden beeinflusst.

Welche Unterschiede gibt es gegen-
über den Anfängen vor 60 Jahren?
Stensel: Politisch gesehen gilt für unser 
Programm dasselbe wie für alle ande-
ren: frei und unabhängig von jedweder 
Partei- oder anderer Einflussnahme. 
Aber etwas ändert sich ständig: Nieder-
sorbisch ist eine der am meisten vom 
Aussterben bedrohten Sprachen auf der 
Welt. Die Zahl der »Muttersprachler« 
wird immer kleiner. Uns fehlen mehr und 
mehr Gesprächspartner für unsere Sen-
dungen. Zwar steigt die Zahl der Kinder 
und Jugendlichen, die in Kindergärten 
und Schulen Sorbisch lernen. Aber viele 
junge Leute verlassen die Lausitz, gehen 
zum Studium etc.. Da geht es der Min-
derheit nicht anders als der Mehrheit, 
die Auswirkungen sind aber negativer.

Kann man in 30 Stunden pro Woche 
allen Altersgruppen gerecht werden?
Stensel: Diese 30 
Stunden beziehen sich 
auf die beiden sorbi-

schen Programme des mdr aus Bautzen 
und des rbb aus Cottbus. Anders als al-
le anderen Sender hat das sorbische/
wendische Programm allen Altersgrup-
pen, dem jeweiligen Bildungsstand und 
den unterschiedlichen Interessen gerecht 
zu werden. Mit einer Stunde Niedersor-
bisch/Wendisch beispielsweise kann man 
kein Spartenradio machen. Uns muss 
täglich der Spagat gelingen, für alle in-
formative, unterhaltsame und bildende 
Sendungen zu machen. Kurz gesagt: 
Wir senden für alle Hörergruppen und 
behandeln alle Themen. In unserer klei-
nen Redaktion kann sich niemand spe-
zialisieren. Reporter XY geht heute zu 
einer Kinderveranstaltung, morgen zur 
Rentnerweihnachtsfeier und übermor-
gen zum Fußball. Er kennt sich in Min-
derheitenpolitik aus und produziert 
Kochrezepte für die Ratgebersendung 
am Freitag. Das ist spannend.

Welche Wirkungen erzielen Sie?
Stensel: Jedem alles recht getan, ist ei-
ne Kunst, die keiner kann – das ist auch 
bei uns so. Wir bekommen aber nur we-
nige kritische Zuschriften, die sich meist 
auf sprachliche Mängel beziehen. Feed-
back zum Inhalt erhalten wir eher beim 

Treffen mit den Hörern. 
Auch da gibt es kaum Kri-
tik. Wenn, dann bezieht 

sie sich meistens auf die Musik: älteren 
Hörern ist sie zu modern, jüngeren nicht 
modern genug. 
 
Wie wird Geschichte erzählt?
Stensel: Neben aktueller Berichterstat-
tung gibt es bei uns längere Sendungen 
zu bestimmten Themen, Reportagen, 
Features, Hörspiele… In sechs Jahrzehn-
ten wurde das Archiv um wahre Schät-
ze bereichert. Wir haben viele Anfragen, 
z.B. von Universitäten, die Sprachfor-
schung betreiben. Studenten hören sich 
Beiträge ab. Eine Serie zur Geschichte 
des sorbischen/wendischen Volkes wur-
de dem Niedersorbischen Gymnasium 
zur Verfügung gestellt. Unsere Kinder-
beiträge, die als Download im Internet 
zugänglich sind, werden Kindergärten 
und Grundschulen mit Sorbischunter-
richt auf CD übermittelt. 

Wie wird sich der sorbische Rund-
funk weiter entwickeln?
Stensel: Wir werden auch in Zukunft 
aktuelle Magazinsendungen mit Nach-
richten, Gesprächen, Ratgeberbeiträgen, 
Veranstaltungstipps u.a. haben. Ange-
bote für Kinder, die in den Witaj-Kinder-
gärten und Schulen die Sprache lernen, 
bleiben mit einem täglichen Kinderbei-
trag einen Schwerpunkt. Das Jugend-
magazin BUBAK soll ausgebaut werden. 
Dafür produzieren wir Popmusik. Als fes-
te Größe veranstaltet die Redaktion ein 
alljährliches Hörerwunschkonzert, jeweils 
in einer zweisprachigen Gemeinde. Es 
bietet Solisten, Folkloregruppen und 
Chören ein Podium und schafft Hörer-
bindung. Diesmal ist es dem 60. Jubilä-
um gewidmet. Diese Konzerte richten 
sich mit ihrer Musikauswahl vorwiegend 
an ein älteres Publikum, sollen aber 
künftig auch jüngere Zielgruppen an-
sprechen. Damit trägt der rbb dem Trend 
Rechnung, dass wieder mehr junge Leu-
te Interesse für sorbische Musik zeigen.
Erfreulich sind wachsende Zugriffe auf 
die Internetseiten des sorbisch/wendi-
schen Programms von Hörfunk und 
Fernsehen. Die Redaktion erfährt Lob 
und freundliche Resonanz aus aller Welt.

Interview: Wolfhard Besser

Täglicher Spagat muss gelingen
»Wir senden für alle und behandeln alles«: Marion Stensel, Leiterin der sorbisch/
wendischen Redaktion des rbb, zu den Besonderheiten des sorbischen Radios

Marion Stensel� Foto: rbb

1957  Sorbische Redaktion Görlitz 
wird dem Sender Cottbus von 
Radio DDR angegliedert.

1960  Erstes Konzert des Sorbi-
schen Rundfunks mit sorbischer 
Musik in Bautzen

1966  Sorbischer Rundfunk sendet 
wochentags über UKW, 30-Mi-

nuten, sonntags 100 
Minuten Familienpro-
gramm über Mittelwelle

1977  Musikarchiv in Cott-
bus verfügt über ca. 7.000 sor-
bische Musiktitel. 

1988  Erste evangelische und ka-
tholische Kirchensendungen 

1989  Beginn eines täglichen 
Frühprogramms aus Bautzen 

1992  Sorbischer Rundfunk wird 
Bestandteil des mdr (Bautzen) 
und ORB (Cottbus)

ORB sendet monatlich halbstündi-
ges Fernsehmagazin »Luzica« 
in niedersorbisch

1996  mdr sendet zum ersten Mal 
Sandmann in Zweikanalton – 
sorbisch-deutsch.

1999  Erste Radio-Jugendsendung 
jeweils montags.

2000  Halbstündiges Fernseh
magazin in Obersorbisch: 
WUHLADKO (Ausblick) vom mdr

Seit 2007  Sorbischer Rundfunk 
auch weltweit im Internet. 

Quellen: mdr und rbb
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	� Kinokette Cinestar

Nach jahrelangen Auseinanderset-
zungen mit teilweise über 100 

Streiktagen hat ver.di einen Tarifab-
schluss für alle 52 Betriebe der größ-
ten deutschen Kinokette Cinestar er-
reicht. Ab 1. Januar ist damit erst-
mals ein Tarifvertrag für die rund 
3.500 Beschäftigten in Kraft getre-
ten. In den kommenden drei Jahren 
werden die Löhne je nach bisheriger 
Entgelthöhe zwischen 8 und 33 Pro-
zent steigen. Zuvor lagen sie unter 
dem Niveau anderer Kinowettbewer-
ber, Arbeitsbedingungen waren nur 
auf Basis der grundlegenden Arbeits-
rechte reglementiert. Weitere Eck-
punkte sind Urlaubsansprüche zwi-
schen 25 und 28 Tagen, ein Weih-
nachtsgeld von 335 Euro und eine 
Quote, die höchstens jeden fünften 
Arbeitsvertrag als befristeten zulässt.

	� Leiharbeit

Im Dezember 2012 erzielte ver.di 
mit den Arbeitgeberverbänden ein 

erstes Verhandlungsergebnis über 
Branchenzuschläge für Leiharbeits-
beschäftigte in der Papier, Pappe und 
Kunststoffe verarbeitenden Industrie. 
Ab 1. Mai 2013 sollen Leiharbeiter 
nach vier Wochen Einsatzdauer in ei-
nem Kundenbetrieb 4 Prozent Zu-
schlag auf den Leiharbeits-Tariflohn 
erhalten, nach drei Monaten gibt es 
8 Prozent, nach fünf Monaten 12 
Prozent, nach sieben Monaten 16 
Prozent und nach neun Monaten 20 
Prozent Zuschlag. Für die Leiharbeit 
in der Tapetenindustrie wurden ge-
sonderte Branchenzuschläge verein-
bart.

	� Theater und Bühnen

Im Zuge der Tarifeinigung im öffent-
lichen Dienst der Länder TVöD am 

9. März 2013 werden die Tarifver-
tragsparteien nach dem 30. April 
Verhandlungen über den Geltungs-
bereich des TV-L für die Beschäftig-
ten mit künstlerischen Tätigkeiten an 
Theatern und Bühnen aufnehmen. 
Zuvor wurde schon Einigung erzielt, 
dass der umstrittene Begriff »über-
wiegend künstlerisch Tätige« aus 
dem Tariftext verschwinden soll. Die 
Tarifeinigung für den öffentlichen 
Dienst umfasst u.a. 2,65 Prozent Ent-
gelterhöhung, 30 Tage Urlaub und 
Übernahmeregelungen für Azubis.

Tarifmeldungen

In Berlin und Brandenburg fordert 
ver.di die Landesregierungen auf, 

sich für die Rechte der freien Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter im 
Rundfunk Berlin-Brandenburg rbb 
einzusetzen und eine Vertretung der 
Freien durch den Personalrat zu er-
möglichen. »Die anstehende Ände-
rung des Rundfunkstaatsvertrages 
bietet SPD und Linken in Branden-
burg und SPD und CDU in Berlin die 
Gelegenheit, dafür zu sorgen, dass 
feste Freie im rbb endlich nicht mehr 
als Beschäftigte zweiter Klasse be-
handelt werden,« sagt Andreas Köhn, 
ver.di-Landesfachbereichsleiter Me-
dien. 

Köhn weist darauf hin, dass die 
Freien für die Gestaltung des Pro-
gramms im Fernsehen, Radio und 
beim Onlineauftritt des Senders un-
verzichtbar sind. Die regelmäßig ar-

beitenden Freien gelten laut Tarifver-
tragsgesetz als arbeitnehmerähnliche 
Personen. Gemeinsam mit Festange-
stellten arbeiten sie programmgestal-
tend in gemischten Redaktionen und 
Teams. Längst sei nicht mehr nach-
vollziehbar, warum ausgerechnet die-
se Kolleginnen und Kollegen nicht 
die gleichen Rechte haben sollten 
und nicht auch durch den Personal-
rat vertreten werden können.

Um den Forderungen an die Lan-
desregierungen Nachdruck zu ver-
leihen, hat der ver.di-Senderverband 
im rbb eine Online-Petition gestartet. 
Bis 10. April können sich daran nicht 

nur rbb-Beschäftigte beteiligen, son-
dern auch Menschen, die sich mit 
den Freien im Sender solidarisch zei-
gen wollen. Henriette Wrege, ver.di-
Freienvertreterin im rbb, sagt, bis 
heute gäbe es im Sender für Freie 
keine institutionalisierte Vertretung«. 
Die vorhandene Freienvertretung le-
be von engagierten Kolleginnen und 
Kollegen, die immer auf den guten 
Willen ihrer Vorgesetzten angewie-
sen sind. Im Konfliktfall seien diese 
Freienvertreter ungeschützt. Auch 
gebe es keine Vertretung bei Rege-
lungen zur Arbeitszeit oder zum Ge-
sundheits- und Arbeitsschutz. »Die-
se Diskriminierung freier Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter muss endlich 
beendet werden!«� ucb

Unterschrift leisten: https://www.openpe-
tition.de/petition/online/freie-in-den-rbb-
personalrat.

Freie in den rbb-Personalrat!
Jetzt Online-Petition für legitimierte Freienvertretung mitzeichnen

Das Antifaschistische Pressearchiv 
und Bildungszentrum (apabiz) 

wurde in den 80er Jahren als Re-
chercheinitiative von Antifaschisten 
für Antifaschisten gegründet. Es ist 
mittlerweile eine wichtige Informa-
tionsquelle für alle, die sich mit der 
rechten Szene in Deutschland befas-
sen. Auch viele Journalisten nutzen 
die Rechercheergebnisse. Mitte März 
stellte das apabiz ein interaktives In-
formationsportal über die extreme 
Rechte in Deutschland ins Netz. 

Die Startversion (www.startnext.
de/rechtesland) macht deutlich, wel-
che Vorteile ein solches Internetpor-
tal für die Nutzer hat. Dort können 
Orte angeklickt werden, um die 

wichtigsten Informationen zu finden. 
Treffpunkte der extremen Rechten 
sollen dokumentiert werden, ebenso 
aktuell recherchierte rechte Vorha-
ben und Projekte. Dass eine solche 
kartographische Darstellung einen 
genaueren Einblick in das rechte Trei-
ben als die bisherigen Auflistungen 
gibt, macht apabiz-Mitarbeiter Felix 
Hansen deutlich. »Mit einer Karte, 
wie wir sie planen, kann man sich 
relativ einfach durch bestimmte Ka-
tegorien durchklicken und Schwer-
punkte in bestimmten Regionen er-
kennen, in denen rechte Entwicklun-
gen stattfinden.« So kann man bei 
der Dokumentation rechter Morde 
feststellen, dass einer der Schwer-

punkte das Bundesland Nordrhein-
Westfalen ist, obwohl oft nur Ost-
deutschland als Zentrum rechter Ge-
walt wahrgenommen wird. 

Während die von antifaschisti-
schen Bündnissen initiierten Gedenk-
veranstaltungen zum 20 Jahrestag 
der rassistischen Kundgebungen in 
Rostock-Lichtenhagen und Hoyers-
werda ein großes Medieninteresse 
fanden, gab es kaum größere Be-
richte über ähnliche Initiativen in 
Mannheim-Schönau. Auch dort be-
teiligten sich 1992 wie in den ost-
deutschen Städten Teile der Bevölke
rung an rassistischen Ausschreitun-
gen gegen Flüchtlinge. Eine Doku-
mentation »Rechtes Deutschland« 
setzt natürlich gründliche Vorarbeit 
voraus. Schließlich müssten alle Mel-
dungen aufwendig gegenrecher-
chiert werden, betonen die apabiz-
Mitarbeiter. 

Um die nötigen finanziellen Mittel 
hat sich eine zivilgesellschaftliche Ini
tiative erfolgreich gekümmert. So 
wurde auch im Internet Geld gesam-
melt. »Wenn bis zum 31. Januar 
nicht 5000 Euro zusammenkommen, 
wird es das Projekt nicht geben und 
die Spender bekommen ihr Geld zu-
rück erstattet«, hieß es in der An-
kündigung. Diese Hürde wurde ge-
nommen, mit unkonventionellen 
Mitteln.� Peter Nowak

Extreme Rechte per Klick aufspüren
Das »apabiz« sammelt Geld für Internetportal über rechte und rassistische Gewalt 

Vorstellung des Projekts auf www.startnext.de/rechtesland

Fachgruppe

M e d i e n
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Wie weiter mit der Stiftung Oper 
in Berlin?«, lautete die Frage, 

die auf ver.di-Einladung Betroffene, 
Interessierte und drei Oppositions-
politiker ins Gebäude der Freien 
Volksbühne e.V. in der Ruhrstraße 
lockte. Kulturpolitiker der Regie-
rungsparteien hatten sich für den 24. 
Januar entschuldigt. 

Gelächter im Saal gab es regelmä-
ßig, wenn – zumeist erstaunlich kur-
ze – historische Bau- und Umbauzei-
ten des Hauses Unter den Linden 
oder anderer Berliner Operngebäude 
genannt wurden. Autorin Michaela 
Klingberg, die »270 Jahre Opernpo-
litik in Berlin« beleuchtete und auf 
der Veranstaltung einleitend Schlag-
lichter setzte, lieferte nicht nur Er-
hellendes über frühere Baukünste. 
Sie zeigte auch, dass sich an der Fra-
ge, wie viele Opernhäuser Berlin sich 
leisten könne, schon Generationen 
von Musikfreunden, Kultus- und Fi-
nanzpolitikern an der Spree die Köp-
fe heiß diskutiert haben. Fusionen, 
die Einsetzung von Generalintendan-
ten, Vormachtbestrebungen und po-
litische Einflussnahme, aber auch 
Schließungen, Insolvenzen und Zer-
störung – all das lässt sich in der His-
torie nachweisen. Eine »Opernstif-
tung« mit drei eigenständigen Häu-
sern, dem Staatsballett und einem 
Werkstattbetrieb gibt es bekanntlich 
erst seit 2004. Und diese habe – nach 
jahrelangen Strukturdebatten und 
verschiedenen Konzept-Papieren ab 
1990 – unter Kultursenator Thomas 
Flierl (Die Linke) exakt die Aufgabe 
erhalten, den Fortbestand der drei 
staatlichen Opernhäuser in Berlin zu 
sichern. Mit dieser Feststellung lei-
tete Sabine Schöneburg, ver.di-Se-
kretärin für die Fachgruppe Darstel-
lende Kunst und kulturelle Einrich-
tungen, zur aktuellen Problematik 
über. 

Hat die Stiftung nun, knapp zehn 
Jahre nach ihrer Gründung, ihre Auf-
gabe erfüllt? Könnte sie deshalb wie-
der abgeschafft werden? Auf diese 
provokante Frage antwortete Grü-
nen-Kulturpolitikerin Sabine Bangert 
mit einem fast klaren Ja. Zumindest 
das »Stiftungsdach und der Gene-
raldirektor, der in Person von Peter 

F. Raddatz ja selbst das Handtuch ge-
worfen hat« – hätten sich erübrigt. 
Ihre Fraktion hat im Haushaltsaus-
schuss gar einen entsprechenden 
Antrag eingebracht. »Die drei Opern, 
das Staatsballett und der Bühnen-
service haben ihr eigenes Profil ent-
wickelt«, die Notwendigkeit, »weiter 
eine Dachkonstruktion zu finanzie-
ren«, bestehe nicht. 

»Die Stiftung hat ihren Zweck er-
füllt und die Deutsche Oper vor der 
Abwicklung bewahrt«, pflichtete 
Linken-Vertreter Wolfgang Brauer 
bei. Die vier künstlerischen Betriebe 
könnten künftig durchaus selbstän-
dig und gemeinsam den Bühnenser-
vice betreiben. Ergo stelle sich schon 
»die Frage nach der Stiftungskonst-
ruktion überhaupt«. Christopher 
Lauer relativierte zunächst die plaka-
tive Forderung seiner Piraten-Frak
tion, die Mittel für die Deutsche Oper 
komplett aus dem Landeshaushalt 
zu streichen, als »nicht so ernst ge-
meint«. Allerdings müsse man 
durchaus über Geld reden und dar-

über, wie »zeitgemäß« die Kultur-
förderung in Berlin aufgestellt sei. 
Ob die jährlichen 120 Mio. Euro für 
die Opernstiftung gerechtfertigt sei-
en, sollten sich mit Blick auf ihre 
künstlerischen Ergebnisse »die gro-
ßen Kultureinrichtungen auch selber 
fragen«. »Die Stiftung hat wenig zu 
den künstlerischen Ergebnissen bei-
getragen« spann Sabine Bangert den 
Faden fort. Schließungsszenarien 
sollten nun endgültig vom Tisch sein, 

doch Innovationen forderte sie von 
allen drei Häusern, besonders aber 
Vorsorge im Haushalt für längst fäl-
lige Tariferhöhungen. 

Sabine Schöneburg erinnerte da-
ran, dass der mit dem bisherigen Ta-
rifgefüge verbundene Einkommens-
verzicht 2015 auslaufe und die Be-
schäftigten dann wieder unter die 
Vergütungstabelle für Landesbe-
dienstete fielen. Die damit verbun-
denen Personalkostenzuwächse be-
liefen sich auf rund 15 Mio. Euro. 
Angesichts dieser Summen befürch-
te sie neuerliche Schließungsdebat-
ten, da Rücklagen eben nicht gebil-
det würden. Die Frage sei auch, wie 
das Geld innerhalb der Häuser ver-
teilt werde. Wolfgang Brauer forder-
te – an die Situation der Kleindar-
steller in der Komischen Oper erin-
nernd – dringend die Einhaltung des 

Eine Dachkonstruktion 

weiter finanzieren?

Weitergabe des Feuers oder Anbetung der Asche?
Debatte zur Zukunft der Stiftung Oper in Berlin mit Kulturexperten der Opposition
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Transparente Diskussion: Hat die Stiftung ausgedient?� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Berliner Vergabegesetzes mit einem 
Mindestlohn von 8,50 Euro. Der jet-
zige Generaldirektor sei mit wenig 
Machtbefugnissen ausgestattet, da, 
so Brauer, »ein Generalintendant bei 
Stiftungsgründung nicht durchsetz-
bar« gewesen sei. »Ändern Sie das 
Gesetz!«, forderte ein Diskutant aus 
dem Publikum, da er befürchtete, ein 
Nachfolger Raddatz’ werde neuerlich 
nur einflussloser »Frühstücksdirek-
tor« sein. Die Opernstiftung sei be-
wusst »politikfern konstruiert« wor-
den, antwortete ihm Brauer. »Doch 
die Politik wusste, dass sie Vorsorge 
für die Tariferhöhung treffen muss«, 
hieß es aus dem Publikum. Bangert 
räumte ein, dass an den Häusern 
»bis zur Selbstausbeutung« Enormes 
geleistet werde. Das Geld für die Ta-
riferhöhung müsse aus ihrer Sicht 
»obendrauf«, könne jedoch »nicht 
aus dem Kulturhaushalt kommen«. 
Es sei richtig, dass sich Politik nicht 
in künstlerische Belange und Insze-
nierungen einmische. Mangelnde 
Kreativitätsanreize bemängelten Dis-
kutanten aus dem Publikum, wenn 
»das Geld eh fließe«. Vor solcher He-
rangehensweise warnte Wolfgang 
Brauer: »Einsparpotenziale« mach-
ten die Opern unter Finanzdruck 
stets nur im Personalbereich aus, und 
da seien die Häuser bereits »ausge-
lutscht«. 

Hausherrin und Kulturexpertin Ali-
ce Ströver griff die Qualitätsfrage auf 
und fragte, ob die Mittel für das 
Dach der Opernstiftung nicht künf-
tig in künstlerische Arbeit gesteckt 
und von den Häusern mehr Profil ge-
fordert werden sollten. Jedes Rütteln 
am Stiftungsdach mache ihr Angst 
um den Fortbestand des Bühnenser-
vice, warf Sabine Schöneburg ein. 
Aus dem Plenum wurde ergänzt, 
dass die Werkstätten heute jährlich 
2 Mio. Euro weniger beanspruchten 
als 2006. Weiteres Sparen sei kaum 
möglich. 

»Die künstlerischen Opernbetriebe 
in ihrer Substanz erhalten«, forderte 
Brauer für die Zukunft. »Optimie-
ren«, wünschte sich Bangert. Hin-
sichtlich der geforderten Synergien 
und bei Spielplänen und Marketing 
habe die Stiftung ihren Job bisher 
nicht gemacht. »Mehr gesellschaft-
liche Akzeptanz« kam als abschlie-
ßende Forderung aus dem Publikum. 
Und die Anregung, den Generaldi-
rektor eher als eine Art Moderator 
zu begreifen... � neh

Oper mit Zukunft
»Die Darstellung der Berliner Opern-
geschichte zeigt, dass alle bisheri-
gen Bemühungen, eine Lösung für 
die vorhandenen Strukturprobleme 
zu finden, gescheitert sind«, erklärt 
Autorin Michala Klingberg nach 274 
Seiten historischer Aufarbeitung. 
Vorwärtsweisender ihre Schlussfol-
gerung, das Musiktheater sei »auch 
in Zeiten knapper Kassen unver-
zichtbar. Nichts aber spricht gegen 
eine Umstrukturierung, denn ›Tradi-
tion ist die Weitergabe des Feuers 
und nicht die Anbetung der Asche‹.«

Michaela Klingberg: Von der Barbarina 
zu Barenboim. 270 Jahre Opernpolitik 
in Berlin. Nora Verlagsgemeinschaft 
Dyck & Westerheide 2012, 315 S., 24,80 
Euro, ISBN 978-3-86557-300-1
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ausschuss für einen zentralen Auto-
renfonds, aus dem sich Bibliotheken 
und Schulen Geld für Autorenlesun-
gen holen können, denn Autoren le-
ben nicht nur vom Schreiben, son-
dern vom Lesen in öffentlichen Ein-
richtungen. Unser Lesemarathon hat 
schon Traditionsreife, Kolleginnen 
und Kollegen treffen sich, um sich 
vor Publikum kennen zu lernen. Im-
mer ging es uns um die sozialen Wer-
tigkeiten für unsere Mitglieder. 

Der ver.di-Literaturpreis war hart 
errungen und ist Bestandteil unserer 
Außenwirkung. Wir sind eine Ge-
werkschaft, und das ist Grundlage 
unseres Tuns. Mit Horst Bosetzky ha-
ben wir einen, der uns in seinem 
Denken und Handeln ein politisches 
Vorbild ist. Er kam aus dem Neuköll-
ner Hinterhof, war Rütli-Schüler, so 
was prägt einen Lebensweg, wenn 
man sich dessen bewusst bleibt. 

Zu seinem 70. Geburtstag war 
Heinz Buschkowsky zu Gast, sein 75. 
hingegen fiel als Feierlichkeit kleiner 
aus, aber wir alle vom Vorstand wa-
ren eingeladen beim Italiener. Wir 
fragten ihn, was er sich wünschte. 
Bauchfett, sagte er. Schwierig, ich 
konnte ihm da gar nicht helfen. Sei-
ne Diabetes-Spritzen tun dem sport-
lich-mageren Horst weh. Er kommt 
gut zurecht mit diesem Zustand, er 
ist diszipliniert, trinkt aber gerne ei-
nen Schluck mit, wenn wir einen 
Grund zum Feiern haben bei unseren 
Vorstandssitzungen. Doch wie ihm 
eine Freude machen, was Persönli-
ches sollte es sein. Wir haben ihm 
einen Gutschein geschenkt für ein 
Restaurant in Schmöckwitz, der Ge-
gend seiner Familiensaga. Das hat 
ihn gefreut. Wir sollen alle mitkom-
men. Na klar, Horst, wenn Du Dir das 
wünschst, es ist uns eine Ehre.

Monika Ehrhardt-Lakomy

zungsraum kommen, ist Horst meis-
tens schon da. Preußisch pünktlich. 
Es macht Spaß, mit ihm nachzuden-
ken, abzuwägen. Sein Humor hilft, 
die aufwändige ehrenamtliche Arbeit 
gern zu tun. Vielleicht sind wir des-

halb, nach fast 13 Jahren, immer noch 
gemeinsam der Vorstand. Wir haben 
unsere Kinder wachsen sehen, viele 
Sitzungen haben wir so legen müs-
sen, dass Papa Horst die Gute-Nacht-
Geschichte abliefern konnte. 

Was haben wir nicht alles zusam-
men gestemmt. Aus einer wissen-
schaftlich fundierten Erhebung mit 
professionell soziologischer Anlei-
tung (wie praktisch) erarbeiteten wir 
die Forderung beim Berliner Kultur-

Horst, renn doch nicht so! Wan-
dersmann Horst Bosetzky walkt 

und läuft 1500 km jährlich. Auf den 
Straßen Berlins, durch Wälder und 
Auen auf Fontanes Spuren. Bosetzky 
ist viel unterwegs und unversehens 
75 geworden. Die Zeit läuft mit. Er 
hat sie bisher gut genutzt und möge 
sie noch recht lange nutzen. 

In den 1970er Jahren begann seine 
schriftstellerische Karriere, er schrieb 
Hörspiele, Drehbücher und Kriminal-
romane. Unter dem Pseudonym –ky 
wurde er der führende Vertreter des 
»Sozio-Krimis«. Einige seiner Roma-
ne wurden verfilmt, z.B. »Einer von 
uns beiden«. Bosetzky hat immer die 
gesellschaftlichen Hintergründe be-
leuchtet, den Zeitgeist als Zeugen, 
das macht sein Schaffen besonders. 
In seiner anonymen –ky-Phase lehr-
te er als Professor für Soziologie an 
der Fachhochschule für Verwaltung 
und Rechtspflege, seine Studenten 
hatten keine Ahnung, was ihr Herr 
Professor da so in seiner Freizeit trieb 
und schrieb.

In den 1990er Jahren wandte er 
sich auch anderen Genres zu, es ent-
stand »Kempinski erobert Berlin« 
und eine zehnbändige Familiensaga 
berlinischer Geschichte, am bekann-
testen wurde »Brennholz und Kar-
toffelschalen«. Horst Bosetzky ist seit 
2000 der Vorsitzende des VS Berlin. 
Wenn wir Vorständler in den Sit-

Fachgruppe
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Den Zeitgeist als Zeugen
Horst -ky Bosetzky zum 75.

Lesenswert
Neuerscheinungen 
von VS-Mitgliedern

Gert Billing »Paradies auf Sand«, 
Roman, NORA Verlag, ISBN 978-3-
86557-309-4

Wolfgang Fehse »Affenschau-
kel«, Limericks mit Grafiken des Ber-
liner Malerpoeten Artur Märchen. 
»Wohin heute Abend?« Prosa

Vera Kissel »Wenn ich auch nicht 
besser bin, bin ich doch anders«. Au-
toren erzählen von ihrer Pflege und 
Adoption. Anthologie. Schulz-Kirch-
ner Verlag. ISBN 978-3-8248-0893-9

Ernst Reuß »Millionäre fahren 
nicht auf Fahrrädern, Justizalltag im 
Nachkriegsberlin«, Vergangenheits-
verlag, ISBN: 978-3-86408-092-0

Till Sailer »Musik im Spiel – Sechs 
Radiotexte«, Trafo Literaturverlag 
Berlin 

Armin Strohmeyr »Abenteuer 
reisender Frauen«,15 Porträts, Piper 
Verlag, ISBN 978-3-492-27431-9 

Sybil Volks »Torstraße 1«, Roman, 
November 2012, dtv München, 
Hardcover, ISBN 978-3423280044 
(auch als E-Book) sowie als Hörbuch 
bei Goya LiT, Jumbo Neue Medien, 
Hamburg (CDs oder Download) 

Sybil Volks »Café Größenwahn«, 
Kriminalroman, Jaron Verlag, Berlin, 
3. Aufl. 2013, neu auch als E-Book. 

Unverzichtbar für professionelle Arbeit
Vertragswerk Kunst in dritter Auflage erschienen

Vorbild im Denken  

und Handeln

träge – für alles gibt es Vorlagen und 
Anregungen. Berücksichtigt werden 
neue Gesetze und Rechtsprechung. 
Das Werk gehört zur Grundausstat-
tung der künstlerisch-professionellen 
Arbeit. Es ist in der Praxis erprobt, so 
erprobt, dass schon von Mailand aus 
eine Übersetzung und Übertragung 
ins Landesrecht vorbereitet wird. 

Lorenz Mueller-Morenius, Bundes-
vorsitzender der Fachgruppe Bilden-
de Kunst: »Ich freue mich, dass wir 
mit dieser Mappe da helfen, wo Künst
lerinnen und Künstler häufig allein 
gelassen werden, bei Verträgen und 

Ein Renner war es sofort, nun liegt 
die dritte Auflage vor: das Ver-

tragswerk Kunst mit Musterverträ-
gen für alle geschäftlichen Bereiche, 
in denen sich Bildende Künstlerinnen 
und Künstler bewegen. Regelungen 
für Verkauf, Planungen von Ausstel-
lungen, Vermietung oder Verleih eines 
Werkes, für Ratenzahlung oder Auf-

Abmachungen. Den Kolleginnen und 
Kollegen unserer Tarifkommission 
der Fachgruppe Bildende Kunst, die 
sich alle in der aktuellen Kunstszene 
bewegen, danke ich ganz besonders. 
Sie haben ihre jahrelange Erfahrung 
und die dabei erkannten Defizite auf-
gearbeitet und für alle Kolleginnen 
und Kollegen nutzbar gemacht«. Die 
Mappe gibt es bei ver.di, FG Bilden-
de Kunst, Bundesvorstand, Paula-
Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin, Tel. 
030/6956-2327, E-Mail: kunst@ver-
di.de, Infos: kunst.verdi.de/honorar-_
und_tarifkommission� red

Als -ky anonym� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Unaufgefordert eingesandt

Selten hat mich ein Bericht so er-
freut wie der von Roland Müller 

über die Mitgliederversammlung des 
VS am 30. Oktober. Locker, leicht iro-
nisch ohne boshaft zu werden, an-
schaulich, nicht aufzählend doch al-
les Wesentliche bedenkend, subjek-
tiv – ein Schriftsteller über eine Ver-
sammlung von Schriftstellern. Ich er
wartete von unserer ver.di-Fachse-
kretärin Anke Jonas Zustimmung – 
doch statt Freude zeigte sie Traurig-
keit: Sie hatte den Kollegen, der ihr 
bereits in der Versammlung als sehr 
krank aussehend auffiel, keineswegs 
um diesen Beitrag gebeten, gleich-
wohl freute sie sich, als er ihn schick-
te. Es war wohl eine Art letzter Gruß 
von ihm: Im Dezember ist Roland 
Müller gestorben.� C. Worgitzky

Leserbrief

Fachgruppe 
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nehmen. Die AV sind nicht verbes-
serungsfähig, weil sie auf einem 
schweren strukturellen Fehler auf-
bauen. Sie sind per se untauglich für 
eine Schule. Deshalb sind auch Dis-
kussionen über eventuelle »Verbes-
serungen« an den AV nicht mehr re-

levant. »Wir fordern einen verbind-
lichen Plan zur stufenweisen Um-
wandlung der Honorarbeschäftigun-
gen in Planstellen und einen Tarifver-
trag für die Übergangszeit.«

Zu Beginn der Versammlung wur-
de über die Grundsätze gewerk-

Die Berliner Musikschul-Honorar-
kräfte bekräftigten auf der Mit-

gliederversammlung der Fachgruppe 
Musik am 4. März ihren Vorsatz, die 
vom Senat erlassenen neuen Aus-
führungsvorschriften (AV) für die 
Musikschulen nicht zu akzeptieren 
und die damit verbundenen neuen 
Verträge abzulehnen. Deshalb star-
ten sie bis zu den Sommerferien ver-
schiedene öffentlichkeitswirksame 
Aktionen, auch unter Einbeziehung 
der Schüler und Eltern. 

Für die Musikschulen will das Land 
Berlin seine negative Vorreiterrolle 
gegenüber allen anderen Bundeslän-
dern zementieren. Die Beschäftigung 
von freien Unternehmern dort, wo 
alle anderen Bundesländer einsichts-
voll überwiegend Festangestellte ein-
setzen bzw. beginnen, wieder mehr 
Stellen einzurichten, ist das Ge-
schwür am Berliner Musikschulsys-
tem. Das ist nicht neu. Neu ist, dass 
die Kolleginnen und Kollegen nicht 
mehr bereit sind, das weiter hinzu-

sene Arbeitsbedingungen an den 
Berliner Musikschulen. Unterstützen 
Sie uns aktiv mit Briefen und Mails 
an die Berliner Politik.

Die Bitte ist dringlich, denn die 
neuen Ausführungsvorschriften über 
Honorare der Musikschulen werden 
definitiv zum 1. April 2013 umge-

setzt. Die Folge: drohende Einkom-
menseinbußen für die Honorarkräf-
te – die in Berlin mehr als 90 Prozent 
aller Musikschullehrkräfte ausma-
chen – weil der Unterrichtsausfall an 
gesetzlichen Feiertagen finanziell 
nicht ausgeglichen wird. Doch, so 
werden die Eltern informiert: »Ihr 
Unterrichtsentgelt wird dadurch 
nicht gemindert.«

»Wir wollen weder Einkommens-
kürzungen noch die fortgesetzte Zer-
störung des Organismus Musikschu-
le hinnehmen«, wehren sich die Mu-
sikschullehrkräfte und appellieren an 
die Eltern: Fordern Sie die Verant-
wortlichen auf,
•	 keine Maßnahmen zuzulassen, die 
eine Verschlechterung der Einkom-
menssituation der Lehrkräfte mit sich 
bringen,
•	 für eine Verbesserung der finanzi-
ellen und sozialen Situation der Lehr-
kräfte zu sorgen durch Festanstel-
lung der Mehrzahl der pädagogi-
schen Lehrkräfte wie in allen anderen 
Bundesländern üblich, 
•	 Tarifverhandlungen für Honorar-
kräfte aufzunehmen, mit denen ihre 

Mit einem »Elternbrief« wandten 
sich im Januar die Berliner Mu-

sikschullehrerinnen und -lehrer in  
ver.di an die Eltern und die Schüle-
rinnen und Schüler der Musikschu-
len. Ihre Bitte: Lassen Sie sich von 
uns in den kommenden Wochen mit-
nehmen in den Kampf für angemes-

Per se untauglich für die Schulen
Mitgliederversammlung FG Musik: neue Vertragsbedingungen abgelehnt

Organismus Musikschule nicht zerstören!
Aufruf der Musikschullehrkräfte: Briefe und Mails an die Berliner Politik

Die erste der angekündigten Protestaktionen am 7. März in Potsdam� Foto: R. Stiebitz

Ein Ständchen für die Bildungssenatorin Scheeres� Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

schaftlichen Tarifkampfes, die Rolle 
der Tarifkommissionen sowie über 
die Möglichkeiten eines Tarifvertra-
ges für Arbeitnehmerähnliche nach 
§12a Tarifvertragsgesetz informiert. 
Davon sind immerhin ca. 1.600 Lehr-
kräfte betroffen. 

Zur Tarifrunde im Öffentlichen 
Dienst (TV Länder) verabschiedete 
die Versammlung eine Solidaritäts-
erklärung für die streikenden Kolle-
ginnen und Kollegen der Jugendmu-
sikschule Hamburg. Für die angestell-
ten Musikschullehrkräfte geht es zu-
sätzlich zur Tarifforderung um die 
Tarifierung ihrer Eingruppierung so-
wie Regelungen zu ihren Arbeitszei-
ten. Beides ist seit Jahrzehnten le-
diglich durch eine vom Senat einsei-
tig erlassene Richtlinie geregelt – in 
Hamburg genauso wie in Berlin.

Wir wissen um die Risiken unseres 
Kampfes. Aber letztlich gilt auch für 
die Musikschullehrkräfte: Wer 
kämpft, kann verlieren. Wer nicht 
kämpft, hat bereits verloren.

Stefan Gretsch

Arbeitsbedingungen sozial abgesi-
chert werden.

Nur so kann die Berliner Musik-
schule eine Zukunft haben!
Nicht nur Eltern und Schüler, sondern 
alle an der Zukunft der Musikschule 

Interessierten können sich an der 
Brief- und Mailaktion beteiligen! 
Schreibt Briefe und Mails an den Re-
gierenden Bürgermeister Klaus Wo-
wereit (der-regierende-buergermeister 
@senatskanzlei.berlin.de), die zu-
ständige Senatorin für Bildung San-
dra Scheeres (sandra.scheeres@spd.
parlament-berlin.de), den Senator 
für Finanzen Dr. Ulrich Nußbaum 
(poststelle@senfin.berlin.de) und die 
Abgeordneten. Gern gesehen sind 
bei Politiker/innen auch Kinderbriefe 
und -zeichnungen.� red

Weitere Informationen unter: https://musik.
verdi.de/regionen/berlin_brandenburg

Fachgruppe
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Die Eule lässt Federn« – in dem in 
zweiter und ergänzter Auflage 

erschienenen Band berichten Kolle-
gen aus dem Ullsteinhaus von den 
Erfahrungen, die sie in und mit »ih-
rem« Betrieb gemacht haben. Dazu 
dokumentieren eine Historikerin und 
ein Historiker die Geschichte des in 
den 1920er Jahren größten Verlags- 
und Druckhauses Europas in Verbin-
dung mit den Lebensläufen von 
Menschen, die dort beschäftigt wa-
ren. Das Buch ist die Geschichte des 
Betriebes aus der Sicht derer, die dort 
gearbeitet haben.

Es ist das Buch einer Belegschaft, 
die, auch wenn sie immer wieder un-
terlag, Geschichte nie ohnmächtig 
über sich ergehen ließ, sondern selb-
ständig und bewusst handelte. Die 
Beschäftigten im Ullsteinhaus leiste-
ten Widerstand: gegen die Nazis, ge-
gen Missmanagement und Verdrän-
gungswettbewerb, gegen Wirt-
schaftsspekulation und Arbeitsplatz-
vernichtung. 

Die Belegschaft setzte mit durch, 
dass der Betrieb nach dem II.Welt-
krieg an Ullstein zurückerstattet wur-
de. Axel Springer stieg 1956 bei der 
Ullstein AG mit einer Sperrminorität 
ein, wurde 1959 zum Mehrheitsak-
tionär und übernahm 1960 den Be-
trieb als Ganzes. Er pickte sich mit 
dem Verlag und dem 
Namen Ullstein die 
Rosinen heraus, brach 
seine Versprechungen 
gegenüber der Familie 
Ullstein und gegen-
über der Belegschaft, 
trennte die Tiefdru-
ckerei vom Verlag und 
verkaufte sie als Lohn-
druckerei 1963 weiter 
an den Unternehmer 
Weitpert. Dieser stieß 
das Druckhaus Tem-
pelhof im Herbst 1985 für 3 DM an 
einen Wirtschaftsspekulanten ab.

Ende 1985 reichten Betriebsrat 
und Belegschaft vom Druckhaus 
Tempelhof selbst den Konkursantrag 
ein, um zu verhindern, dass sie und 
der Tiefdruck-Betrieb an den »be-
rüchtigten Wirtschaftsschakal und 

Betriebsausschlachter Dr. Rolf Micha-
el Kühne« fielen. »Eine Belegschaft 
wehrte sich! Eine Belegschaft meldet 
sich ab! Andere Belegschaften wer-
den folgen!«, hieß es im letzten Flug-
blatt des Betriebsrates 1985. 

Im Nachwort zur zweiten Auflage 
wird der Bogen von den einstigen 
Tiefdruckbetrieben zu den moder-
nen Tiefdruckkonzernen geschlagen 
– von den damaligen Kämpfen einer 
Belegschaft bis zu den heutigen. 
2011 kämpfte die Belegschaft von 
Prinovis Nürnberg gegen Lohndum-
ping und Erpressungsstrategien – der 
Hauptaktionär des Tiefdruckkon-

zerns Prinovis ist Ber-
telsmann. 

Ganz aktuell: Am 6. 
Februar dieses Jahres 
erfuhren 1.100 Be-
schäftigte bei Prinovis 
Itzehoe von Geschäfts-
führer Thomas Rabe, 
dass der Betrieb 2014 
geschlossen werden 
soll. 2012 wurden (nur) 
3,8 Mio Euro Gewinn 
erwirtschaftet. »Der 
Ber†elsmann geht 

um«, schreibt der Betriebsrat, 
»Ber†elsmann und Thomas Rabe tra-
gen Itzehoe zu Grabe«. Belegschaft, 
Betriebsrat und Gewerkschaft finden 
sich damit nicht ab und kämpfen zu-
sammen mit der Stadt und ihren Be-
wohnern um die Arbeitsplätze und 
die Zukunft einer ganzen Region.

»Die Eule lässt Federn« fordert auf 
zur Diskussion über gewerkschaftli-
che Strategien und Praxis: Gegen 
Wirtschaftsspekulation und Arbeits-
platzvernichtung, für eine gesell-
schaftliche Ordnung, in der nicht der 
Profit, sondern die Menschen im Mit-
telpunkt stehen. Autoren, Verlag und 
der Verein »Deutsches Pressemuse-
um im Ullsteinhaus e.V.« wollen am 
31. Mai 2013 ihr Buch im Ullstein-
haus vorstellen. Näheres im nächsten 
Sprachrohr. � cl 

»Die Eule lässt Federn, Das Ullsteinhaus 
1926-1986, Setzer, Drucker, Journalisten« 
trafo Verlagsgruppe, Dr. Wolfgang Weist, 
2. durchgesehene und ergänzte Auflage 
2012, zusammen mit dem ver.di Fachbereich 
Medien, Kunst und Industrie, Berlin-Bran-
denburg. Bezug über den Fachbereich.

Kampf gegen Dumping 

und Erpressung

Wer druckt diese Zeitungen? Protest vor dem Berliner Bertelsmann-Haus gegen 
die Schließung von Prinovis Itzehoe.� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Die Eule lässt Federn
Das Buch der Ullsteinhaus-Belegschaft fordert zur Diskussion

Fachgruppe 

V e r l a g e ,  
D r u c k  u n d  Pa p i e r

über die Arbeitsverträge Tarifbindung 
bestand, in Hessen dagegen nicht, 
wurde nicht erwähnt. Tetra Pak will 
mit dem Betriebsrat in Heiligensee 
verhandeln und sichert »sozialver-
trägliche Lösungen« zu. »Aus heite-
rem Himmel« sei die Nachricht ge-
kommen, erklärte ver.di-Landesfach
bereichsleiter Andreas Köhn. Bislang 
sei »sieben Tage die Woche gearbei-
tet« worden, das Werk sei aus Ge-
werkschaftssicht gut ausgelastet und 
habe »hohe Flexibilität, auch hinsicht
lich der Arbeitszeiten«. Belegschaft, 
Betriebsrat und ver.di wollen kämp-
fen. Auch die Politik sei gefragt, eine 
»weitere Deindustrialisierung Berlins 
zu verhindern«, so Köhn. � neh

Am 4. März kündigte die Ge
schäftsführung auf einer Be-

triebsversammlung an, das Tetra-Pak-
Werk in Berlin-Heiligensee zum Jahres
ende 2013 schließen zu wollen. Be-
troffen wären fast 200 Beschäftigte. 
Überkapazitäten und wirtschaftliche 
Schwierigkeiten seien die Ursache. 
Eines der beiden deutschen Werke 
könne künftig den gesamten Bedarf 
an Getränkekartons decken. Seit 
2004 sei der Absatz um etwa 40 Pro-
zent zurückgegangen. Man habe 
sich für die Aufgabe des hauptstäd-
tischen Standortes entschieden, weil 
hier im Gegensatz zu dem in Limburg/ 
Lahn keine Reserven bestünden, hieß 
es weiter. Dass in Berlin wenigstens 

	� Start zum Rausschmiss

Anfang März wurde den ca. 120 
Beschäftigten der Franz Cornel-

sen Corporate Services GmbH (FCCS) 
die Entlassung von 25 Beschäftigten 
und damit 20 Prozent der Beleg-
schaft angekündigt. FCCS erbringt 
IT Dienstleistungen für die Franz Cor-
nelsen Bildungsgruppe. Grund sind 
laut Arbeitgeber eine Veränderung 
der Unternehmensstrategie und der 
Wegfall von Aufgaben. »Diese Kün-
digungen sind nicht alternativlos. Die 
Geschäftsführung hat es bisher ver-
säumt, gemeinsam mit Betriebsrat 
und Gewerkschaft nach Alternativen 
zu suchen«, so ver.di Gewerkschafts-
sekretär Jörg Reichel. ver.di rechnet 
für die Cornelsen Schulverlage 
GmbH nach Marktbereinigung durch 
Zukäufe mit weiterem Personalab-
bau in den nächsten Monaten. »Die-
se 25 Entlassungen sind der Auftakt 
für eine Kündigungswelle.«

	� Buchverlage und  
-handel Berlin

Nach Kündigung des Entgelttarifver-
trages zum 31. Dezember 2012 und 
der Forderung von drei Prozent line-
arer Entgelterhöhung wurde im De-
zember ein Tarifabschluss erzielt. Ab 
Januar 2013 wurde eine Entgelter-
höhung von zwei Prozent und mo-
natlich 20 Euro mehr für Azubis ver-
einbart. Die Laufzeit des Tarifvertra-
ges gilt 18 Monate. 

Kurzmeldungen

Tetra Pak will einpacken
Werk in Berlin-Heiligensee soll zum Jahresende schließen
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vom 18. bis 21. März an verschiede-
nen Berliner Orten und im branden-
burgischen Beeskow statt. Eine Zu-
sammenfassung wird im nächsten 
Sprachrohr veröffentlicht. 

	 M e d i e n

Tagesseminar: »Existenzgründung 
für Journalisten, Medienberufler und 
Künstler«. Es werden Kenntnisse zu 
den Rahmenbedingungen einer frei-
beruflichen Existenz in Medien- und 
künstlerischen Berufen vermittelt. 
Die Teilnehmer sollen in die Lage ver-
setzt werden, Chancen und Risiken 
einer Selbständigkeit zu beurteilen 
sowie die Besonderheiten für ihre 
Berufsgruppen zu kennen und zu 
nutzen. Für bereits erfolgte Grün-
dungen kann das Seminar zur Über-
prüfung der getroffenen Entschei-
dungen dienen. Schwerpunkte: Exis-
tenzgründung aus der Arbeitslosig-
keit, Förderungsmöglichkeiten (z.B. 
Gründungszuschuss), Anmeldefor-
malia, soziale Absicherung für Freie 
(Künstlersozialkasse), betriebswirt-
schaftliche und steuerliche Aspekte, 
Gemeinschaftsgründungen. Refe-
rent: Bernd Hubatschek, MKK Con-
sult, Termin: 9. April, 9.30 bis 16.30 
Uhr, ver.di Landesbezirk Berlin-Bran-
denburg, Raum 4.12, Köpenicker 
Str. 30, 10179 Berlin. Anmeldung: 
andreas.koehn@verdi.de Gebühren: 
ver.di/dju Mitglieder 13 €, Nichtmit-
glieder 60 €

	 F i lm

ver.di FilmUnion Berlin – Mitglie-
deroffenes Treffen am 14.05.2013 
um 19.30 Uhr, Ort: 10179 Berlin, ver.
di-Landesbezirk, Köpenickerstr.30, 
Raum 4.12. Der Berliner Vorstand 
ver.di FilmUnion lädt alle filmschaf-
fenden ver.di-Mitglieder ein. Selbst-
ständige, auf Produktionsdauer be-
schäftigte und fest angestellte Film-
schaffende haben die Möglichkeit, 
sich mit dem Vorstand über die ak-
tuelle Situation an den Sets und in 
den Produktionen und Betrieben 
auszutauschen über Arbeitsbedin-
gungen, Honorare, Tarif ... und er-
fahren aus erster Hand alles über die 
aktuelle Gewerkschaftsarbeit im 
Filmbiz. Anmeldung und Info bitte 
an kathlen.eggerling@connexx-av.de

 
verdi-Kurzfilmwettbewerb Traum
job – ver.di ruft zum ersten Kurz-
filmwettbewerb zum Thema Traum-
job auf. Eingereicht werden können 
Animations-, Trick-, Puppen-, Spiel-
filme etc. – den Ideen ist freier Lauf 
gegeben. Der Film darf eine Gesamt-

Krug«. Dahlem, Königin-Luise-Str. 
52, 14195 Berlin.

Rundfunksenioren: ver.di-Senioren
gruppe Funkhaus Nalepastraße: Vor-
ankündigung Sommerfest am 12. 
Juni 2013 um 14 Uhr im Springborn-
Club Johannisthal, Springbornstraße. 
Für die musikalische Umrahmung 
sorgt Zravko Manev.

	 Ve r s c h i e d e n e s

ver.di-Chor: Probe jeden Dienstag 
von 18 bis 20.30 Uhr, ver.di-Bundes-
verwaltung, Paula-Thiede-Ufer 10, 
10179 Berlin. Es wird noch Verstär-
kung gesucht. Kontakt: info@verdi-
chor.de oder 030-69 56 28 01, Infos: 
www.verdichor.de

länge von fünf Minuten nicht über-
schreiten. Nur Gema-freie Musik 
darf verwendet werden, Persönlich-
keitsrechte müssen abgeklärt sein. 
Der fertige Film ist bis zum 1.5.2013, 
24 Uhr, hochzuladen auf die Video-
datenbank MovingImage24 unter 
http://www.movingimage24.de, Be-
nutzername verditv@sternteilchen.
de (Paßwort Z3w330K3). Pro Person 
oder Team darf maximal ein Film ein-
gereicht werden, das Einverständnis 
zum Senden des Videos im ver.di 
Webauftritt und auf der ver.di Face-
book-Seite muss vorliegen. Eine Ju-
ry aus erfahrenen Medienmachern 
entscheidet. Preise von 1000, 500 
und 250 Euro sind ausgelobt. Rück-
fragen an verdi.tv@verdi.de

	 Verlage, Druck & Papier

Mitgliederoffene Vorstandsitzun-
gen an jedem zweiten Mittwoch im 
Monat, 17.30 in der MedienGalerie, 
Haus der Buchdrucker, Dudenstraße 
10, Infos: 030/88665405. Nächste 
Sitzungen am 10. April, 8.Mai und 
12. Juni.

	 A kt i ve  E r w e r b s lo s e

Die Erwerbslosen von ver.di Berlin 
treffen sich jeden 2. und 4. Don
nerstag um 17.30 Uhr in der Köpe-
nicker Str. 30. Kontakt: Claudia 
Spreen, Tel.: 030 / 626 62 45, clau-
dia.spreen@verdi-berlin.de und Mar
tin Flamm, martin.flamm@verdi-ber-
lin.de

	 Th e at e r  &  B ü h n e n

Sitzungen des Geschäftsführenden 
Vorstands der FG 10 am 2. Montag des 
Monats. Infos: Tel. 030/88 66-54 12.

	 S e n i o r e n

Seniorenausschuss FB 8: Mitglie-
derversammlungen am 25. März und 
27. Mai, Vorstandsitzung 6. Mai. 
Raum 4.12, ver.di Landesbezirk, Kö-
penicker Straße 30, 10179 Berlin, 
immer 11 Uhr. Alle Mitgliederver-
sammlungen sind gewerkschaftsöf-
fentlich. http://bb.ver.di.de/frauen_
gruppen/seniorinnen_und_senioren

ADN-Senioren: Am letzten Montag 
jedes Monats (außer Dezember) um 
14 Uhr in der Begegnungsstätte der 
Volkssolidarität, Torstr. 203-206, 
10115 Berlin. 

»Alte-Barden-Runde«: Jeden zwei
ten und vierten Mittwoch im Monat 
um 15 Uhr im Restaurant »Alter 

MedienGalerie

Themenjahr 2013 
»Zerstörte Vielfalt  
1933-1938-1945«

»Im Fokus: Die Gewerkschafts-
mitglieder. Die Gleichschaltung 
der Gewerkschaftspresse« – mit 
dieser Ausstellung innerhalb des 
Themenjahrs erinnert ver.di an 
die gewaltsame Zerschlagung 
der freien Gewerkschaften am 2. 
Mai 1933. Gezeigt werden Titel­
seiten verschiedener Verbands­
organe von 1933, deren Schlag­
zeilen die Entwicklung von freier 
Berichterstattung über Erschei­
nungsverbote bis hin zur völ­
ligen Vereinnahmung durch die 
Nationalsozialisten zeigen. 

Zu sehen ist die vom ver.di Archiv 
in Zusammenarbeit mit dem 
Fachbereich Medien, Kunst und 
Industrie, ver.di Berlin-Branden­
burg, veranstaltete Ausstellung 
vom 15. März bis 28. Juni 2013 
in der MedienGalerie, Dudenstr. 
10, 10965, U-Bahn-Station Platz 
der Luftbrücke, www.medienga­
lerie.org/veranstaltungen.html 
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Hinweis: Die im »Sprachrohr« 
5/2012 Seite 7 avisierte Vereinba-
rung zur kostenlosen einjährigen 
Mitgliedschaft in der Freien Volks-
bühne Berlin mit Vorteilen für ver.di 
Mitglieder ist bedauerlicherweise 
bisher nicht zustande gekommen. 
Das »Sprachrohr« informiert weiter.

 

	 L i t e r atu r

VS-Stammtisch: Jeden ersten Don-
nerstag im Monat im »Terzo Mondo«, 
ab 19 Uhr, Grolmannstr. 28, zwei Mi-
nuten vom U-Bhf. Uhlandstraße (U 15) 
und vom S-Bhf. Savignyplatz entfernt. 

Lesemarathon: Der diesjährige tra-
ditionelle VS-Lesemarathon fand 
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ßigkeit und entsprechen keinerlei 
rechtsstaatlichen Standards.«

Nach schärfsten Protesten haben 
einige der Fotografen ihr Fotomate-
rial zurückerhalten. Christian Jäger 

hatte, wie andere auch, gegen die 
Beschlagnahme seiner Fotos und 
Durchsuchung der Wohnung Wider-
spruch eingelegt. Rechtliche Unter-
stützung erhält er über ver.di. Noch 
folgte auf seinen Widerspruch keine 
offizielle Reaktion. Im Fall der vier 
anderen Berliner Fotografen hat die 
Staatsanwaltschaft bereits nachge-
geben. Die Fotos unterlägen dem Be-
schlagnahmeverbot und würden 
»selbstverständlich« nicht ausgewer-
tet. Entschuldigungen, Rehabilitie-
rung und gegebenenfalls Schaden-
ersatz stehen noch aus.

»Wie dieses erneute Beispiel zeigt, 
haben wir nur eine eingeschränkte 
Pressefreiheit«, konstatiert Andreas 
Köhn. »Bei Polizeieinsätzen und De-
monstrationen wird immer wieder 
versucht, Pressevertreter fern zu hal-
ten. Mit solchen vordemokratischen 
Aktionen muss endlich Schluss sein.« 

B. Erdmann

A l l e s  w a s  R e c h t  i s t

anzeige

In Mannschaftsstärke fielen BKA-
Beamte im Morgengrauen des 6. 

Februars in acht Wohnungen freier 
Pressefotografen ein, davon fünf aus 
Berlin und Brandenburg. Gesucht 
wurde Fotomaterial von Protesten 
gegen die Finanzpolitik von Bundes-
regierung und EU am 31. März 2012 
in Frankfurt am Main. Die Fotogra-
fen aus verschiedenen Teilen 
Deutschlands waren in Ausübung 
ihres Jobs dabei. Beschlagnahmt 
wurden tausende Fotos, teilweise 
Kameraausrüstung und Technik. Der 
Hintergrund: Ein Polizist war von Un-
bekannten angegriffen worden, nach 
Beweismaterial wurde gefahndet.

Allein bei Christian Jäger, einem 
der Berliner Fotografen, wurden 1341 
Bilder kopiert. Er erinnert sich: »Ich 
wurde faktisch doppelt durchsucht. 
zwölf Beamte stürmten die Wohnung 
meiner Freundin, weil sich dort mein 
Arbeitsrechner befand. An meiner 
brandenburgischen Meldeadresse wa
ren es 50. Das Ultimatum: Entweder 
stelle ich die Demofotos als Beweis-
mittel zur Verfügung oder meine 
Technik wird beschlagnahmt. Einen 

Anwalt durfte ich nicht hinzuziehen. 
Niemand durfte telefonieren, das 
Handy wurde mir aus der Hand ge-
rissen.« Es liegt nahe, wofür sich Jä-
ger, der als freier Fotograf seine Tech-
nik braucht, entscheiden musste. 

Lange zuvor hatte er, wie andere 
Fotografenkollegen auch, den ermit-
telnden Beamten bereits telefonisch 
und per Mail Auskunft gegeben, dass 
er keine Aufnahmen von dem gesuch
ten Angriff auf den Polizisten habe, 
ja zum Zeitpunkt nicht mal in der 
Nähe des vermeintlichen Tatortes war. 
Den Zweifel, dass die Demo-Fotos 
rein privat geschossen worden waren, 
konnte er schon in Frankfurt durch 
Vorlage seines Presseausweises und 
die späteren Übermittlung einer Ko-
pie an die Staatsanwaltschaft aus-
räumen – wie die anderen vier be-
troffenen Berliner Kollegen auch. 

Andreas Köhn, ver.di Landesfach-
bereichsleiter Medien Berlin-Bran-
denburg, bewertet die Polizeirazzia 
als Verstoß gegen die Strafprozess-
ordnung. Danach gibt es laut § 97 
Absatz 5 ein Beschlagnahmeverbot, 

das für Journalisten ebenso wie für 
Rechtsanwälte, Pfarrer, Ärzte und 
Abgeordnete gilt. Pressefotos dürfen 
nur beschlagnahmt werden, wenn 
damit ein Verbrechen aufgeklärt 
werden kann, eine Tat mit mindes-
tens einem Jahr Haftstrafe. Zwangs-
maßnahmen, um Beweise zu si-
chern, sind nur gerechtfertigt, wenn 
Journalisten selbst unter Verdacht 
einer Straftat fallen. Das war hier 
nicht der Fall. Fotos von einer De-
monstration, bei denen Fotografen 
zweifelsfrei als Journalisten gearbei-
tet haben, seien im Ermittlungsver-
fahren wegen Verletzung eines Po-
lizeibeamten nicht verwertbar, bestä-
tigte inzwischen eine Sprecherin der 
Frankfurter Staatsanwaltschaft. 

Dennoch ging die Staatsanwalt-
schaft zunächst davon aus, dass es 
sich nicht um Pressefotografen han-
delte. »Wie sie darauf gekommen 
ist, ist schleierhaft«, sagt Köhn. »Von 
einigen der betroffenen Journalisten 
hatten die Polizisten vor Ort anhand 
des Presseausweises die Namen auf-
genommen. Also sind diese Informa-
tionen über den Presseausweis an 
die Staatsanwaltschaft gekommen.« 

Als »völlig inakzeptabel« bewertet 
auch der Bundesverband der Zei-
tungsverleger BDZV das polizeiliche 
Vorgehen. Hier würden unbeteiligte 
Journalisten zu Handlangern der 
Strafverfolgung gemacht. Derartige 
Beweissicherungsmaßnahmen seien 
unvereinbar mit einer freien Presse. 
Dass Pressevertreter mit brachialen 
Methoden gezwungen werden, Hilfs
polizisten zu spielen, kritisiert Cor-
nelia Haß, dju-Bundesgeschäftsfüh-
rerin. »Die durchgeführten Maßnah-
men entbehren jeder Verhältnismä-

Medienvertreter sind keine Hilfspolizisten 
Inakzeptable Aktionen gegen die Pressefreiheit: Tausende Daten von Fotografen beschlagnahmt 

Von Profis fotografiert: Demo in Frankfurt/M. am 31. März 2012� Foto: Christian Jäger

Statt Profis nur 

Hobbyfotografen?

Der aktuelle Presseausweis 2013 steckt in den Taschen zehntausender professio
neller JournalistInnen. Immer griffbereit. Denn er legitimiert gegenüber Behörden, 
Veranstaltern und Polizisten. Bei Akkreditierungen, Recherchen vor Ort, bei politi
schen und sportlichen Großereignissen, in Archiven und Unternehmen. Er weist 
die Inhaber als hauptberuflich tätige JournalistInnen aus. Er hilft ihnen weiter.

Presseausweise bei ver.di Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin, 
Tel. 030 / 88 66-54 20, Mo./Di. 9 – 16.30, Mi. 9 – 14.30, Do. 9 – 17 Uhr; www.dju-berlinbb.de

Lassen Sie sich nichts vormachen. 
Profis recherchieren mit Presseausweis.
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Verfassungsschutz bekommt neue Aufgabe.


